
Das PLanen
die Parteien 
zur Rettung 
des Klimas



Am 23. Februar wählen die Hamburger*innen eine neue Bürgerschaft. Zahlreiche Bürger*innen halten den Klimaschutz 
für das wichtigste Thema dieser Wahl. Campact hat deshalb die Positionen von CDU, SPD, Grünen, Linken und FDP 
zu neun klimapolitisch relevanten Politikfeldern untersucht.  Damit wollen wir den Hamburger*innen ermöglichen, 
die Bürgerschaftswahl zur Klimawahl zu machen. 

Die Untersuchung beginnt mit fünf landespolitischen Themen: dem Ausbau eines günstigen öffentlichen Nahverkehrs, 
der Reduzierung des Autoverkehrs, dem Ausbau des Fahrradverkehrs, der Anhebung der Hamburger Klimaziele und der
 Umsetzung des Hamburger Kohleausstiegs in der Fernwärme. 

Im Anschluss haben wir auch vier bundespolitische Themen untersucht: die Beschleunigung des Ausbaus der Erneuerbaren
Energien, die Beschleunigung des Kohleausstiegs, die verpflichtende Einführung von emissionsfreien Autos und die Einfüh-
rung eines wirksamen CO2-Preises. Denn der neue Hamburger Senat kann über den Bundesrat auch die Bundespolitik mit -
bestimmen.

Für jedes der neun Themen haben wir zunächst Bewertungskriterien festgelegt. Im Anschluss haben wir die Pläne der 
Parteien anhand ihrer Wahlprogramme, Parteibeschlüsse, Regierungsbeschlüsse und öffentlichen Statements dargestellt. 
In einem dritten Schritt haben haben wir dann die Parteipositionen bewertet. Dabei bedeutet ein grüner Daumen , 
dass die Pläne der Partei gut für das Klima sind. Ein gelber Daumen👉 steht für „nicht ausreichend für das Klima“.
Und ein roter Daumen 👎 zeigt an, dass die Pläne der Partei schlecht für das Klima sind.

Für die Bewertung haben wir untersucht, welche Folgen eine vollständige Umsetzung der jeweiligen Parteipositionen 
für den Klimaschutz hätte. Wir haben nicht untersucht, ob die Pläne der Parteien technisch oder rechtlich umsetzbar sind.
Zudem ist für die Bewertung allein die Position der jeweiligen Partei relevant. Möglicherweise nötige Kompromisse mit 
Koalitionspartnern haben keinen Einfluss auf unsere Bewertung der Parteipositionen.

1 Die AfD ist eine rechtsextreme Partei. Sie leugnet den wissenschaftlichen Konsens, dass die steigende CO2-Konzentration in der Atmosphäre zur
Erwärmung der Erde führt. Damit hat sie sich für unsere Auswertung disqualifiziert.
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Der letzte Schritt ist dann die Gesamtbewertung der Parteien, für die wir ein Punktesystem verwenden: 
Jeder grüne Daumen in einem Politikfeld gibt zwei Punkte, jeder gelbe Daumen einen Punkt, jeder rote Daumen 
null Punkte. Parteien mit 13 bis 18 Punkten erhalten auch insgesamt einen grünen Daumen. Parteien mit 6 bis 12 Punkten
erhalten einen in der Gesamtbewertung gelben Daumen. Parteien mit 0 bis 5 Punkten erhalten einen roten Daumen.

HIER SIND DIE WICHTIGSTEN ERGEBNISSE DER GESAMTBEWERTUNG: 

             Hamburg bis 2035 klimaneutral machen sowie für die Energie- und Verkehrswende streiten: Die Grünen schneiden
klar am besten ab: achtmal gut und nur einmal nicht ausreichend – weil sie den Nahverkehr zwar ausbauen, aber
kaum günstiger machen wollen.

             Kurz dahinter schneiden die Linken ebenfalls gut ab. Sie wollen den Hamburger Nahverkehr kostenlos machen
und streiten gleichfalls für die Energie- und Verkehrswende. Für die Linken gab es siebenmal gut, einmal nicht aus -
reichend und einmal schlecht – weil sie keinen wirksamen CO2-Preis einführen möchten. 

             Mit weitem Abstand folgt die SPD. Die Sozialdemokrat*innen versagen beim Kohleausstieg, bei der Verkehrs -
wende, beim Ausbau der Erneuerbaren. Sechsmal schlecht, zweimal nicht ausreichend, und nur einmal gut –
bei der Um setzung des Hamburger Kohleausstiegs.

             Knapp dahinter schneidet die CDU schlecht ab. Die Hamburger Christdemokrat*innen können zwar beim öffent -
lichen Nahverkehr überzeugen. Da fordern sie ein 365-Euro-Jahresticket für den HVV. Doch insgesamt blockiert die
CDU wirksamen Klimaschutz – egal ob bei Kohle, den Erneuerbaren oder im Verkehr. Ihre Bilanz: sechsmal schlecht,
 zweimal nicht ausreichend, einmal gut.

             Die FDP ist genauso schlecht. Sie setzt beim Klimaschutz praktisch allein auf den EU-Emissionshandel – und lehnt
fast alle anderen Pläne ab. Insgesamt gibt es für die FDP sechsmal schlecht und nur dreimal nicht ausreichend. 
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Bewertungsskala: 

0–5 Punkte = schlecht für das Klima =     

6–12 Punkte = nicht ausreichend für das Klima =   

13–18 Punkte = gut für das Klima = 👍

Partei

GESAMTBEWERTUNG 

DER PARTEIEN

Gesamtbewertung

Schlecht für das Klima

Schlecht für das Klima

Gut für das Klima

Gut für das Klima

Schlecht für das Klima

Punkte

4 von 18 Punkten

3 von 18 Punkten

17 von 18 Punkten

15 von 18 Punkten

3 von 18 Punkten



BEWERTUNG DER PARTEIEN

bei neun Klimathemen

Günstigen öffentlichen
Nahverkehr ausbauen

Autoverkehr reduzieren

Fahrradverkehr ausbauen

Hamburger Klimaziele 
anheben

Hamburger Kohleausstieg
umsetzen

Ausbau der Erneuerbaren 
Energien beschleunigen

Kohleausstieg beschleunigen

Autos emissionsfrei machen
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Wirksamen CO2-Preis 
einführen

= gut für das Klima = 2 Punkte,          👉  

= nicht ausreichend für das Klima = 1 Punkt, 👎   

= schlecht für das Klima = 0 Punkte

ÜBERBLICK



Der Verkehr in Hamburg gehört zu den größten Verursachern von Treibhausgasen (Behörde für Umwelt und Energie). Der Ausbau
des öffentlichen Nahverkehrs ist eine der wichtigsten Maßnahmen, diese Emissionen zu senken. Damit auch Menschen mit gerin-
gem Einkommen auf Busse und Bahnen umsteigen können, müssen auch die Tarife günstiger werden – denn der Nahverkehr ist in
Hamburg deutlich teurer als in anderen Städten (Hamburger Abendblatt, 3.12.2019). 

             Starker Ausbau des öffentlichen Nahverkehrs mit günstigen Tarifen 
             Einen grünen Daumen erhalten Parteien, die den ÖPNV-Ausbau stark beschleunigen und gleichzeitig günstigere Tarife für

alle Kund*innen einführen wollen.

Starker Ausbau des öffentlichen Nahverkehrs ohne günstige Tarife 
             Einen gelben Daumen erhalten Parteien, die den ÖPNV-Ausbau beschleunigen, aber keine günstigeren Tarife für alle

Kund*innen einführen wollen.

Geringer oder kein Ausbau des öffentlichen Nahverkehrs
             Einen roten Daumen erhalten Parteien, die den ÖPNV nur in geringem Umfang oder gar nicht ausbauen wollen.

DARSTELLUNG & BEWERTUNG DER PARTEI- 

POSITIONEN BEI NEUN KLIMATHEMEN

1. GÜNSTIGEN ÖFFENTLICHEN NAHVERKEHR AUSBAUEN (Landespolitik)

Partei        Parteiposition Bewertung

Die Hamburger SPD möchte „den modernsten und leis-
tungsfähigsten öffentlichen Nahverkehr (ÖPNV) als Rück-
grat der Mobilität in unserer Stadt„ (Wahlprogramm, S. 23). 
Sie möchte mit einer „Mobilitätsoffensive“ „das Angebot bei 
Bussen, Bahnen und neuen Mobilitätsangeboten
aus[bauen] – mit besserem Takt und mehr Kapazität auf 
vielen Linien“ (ebd., S. 23). Mit dem „Hamburg-Takt“ sollen 
die „meisten Busse und Bahnen (...] mindestens alle 5 Minu-
ten verkehren“ (ebd., S. 23). Bis 2030 sollen alle
Bürger*innen „innerhalb von 5 Minuten ein öffentliches 
Verkehrsangebot erreichen können“ (ebd., S. 23). Dafür 
will die SPD innerhalb von zehn Jahren 600 neue Bushalte-
stellen schaffen (NDR, 11.12.2019). Der begonnene Schnell-

Die Pläne der SPD würde dazu füh-
ren, dass der öffentliche Nahverkehr
stark ausgebaut würde. Allerdings
würde der ÖPNV nur für Jugendli-
che und Senior*innen günstiger. 
Alle anderen müssen sich auf wei-
tere Preissteigerungen einstellen.

               Starker Ausbau des
öffent lichen Nahverkehrs
ohne günstige Tarife

1.

https://www.hamburg.de/co2-bilanz-hh/
https://www.abendblatt.de/hamburg/article227814767/Hamburg-Nahverkehr-Ranking-Monatskarte-Einzelfahrschein-teuer.html
https://www.spd-hamburg.de/fileadmin-hamburg/user_upload/EntwurfRegierungsprogramm2020.pdf
https://www.ndr.de/nachrichten/hamburg/Hamburg-Takt-soll-50-Prozent-mehr-Fahrgaeste-bringen,hvv516.html


bahnausbau solle fortgesetzt und insgesamt „100km zusätz -
liche Schnellbahnlinien“ gebaut werden (ebd., S. 25). Insge-
samt soll der öffentliche Nahverkehr um knapp 50 Prozent
wachsen, von 22 Prozent aller Wege auf 30 Prozent im Jahr
2030 (NDR, 11.12.2019). Die Einführung von Straßenbahnen
lehnt die SPD hingegen ab. 

Um den öffentlichen Nahverkehr günstiger zu machen will
die SPD ein „kostenloses HVV-Schülerticket“ einführen
(ebd., S. 24) und ein HVV-Jugendticket für 365 Euro im Jahr
für Fach- und Berufsschüler*innen sowie Auszubildende
(ebd., S. 24). Zudem plant sie Ermäßigungen für Senior*innen
(Hamburger Abendblatt, 18.1.2020).

Die Hamburger CDU will einen ÖPNV, der „verlässlich, klima-
freundlich, innovativ und preisgünstig ist“ (Wahlprogramm,
ebd., S. 39). Die CDU findet, dass das „Streckennetz des
ÖPNV massiv ausgebaut werden [muss], um auch die äuße-
ren Stadtteile an die Innenstadt anzuschließen“ (ebd., S. 40).
Die Menschen sollen „mittelfristig innerhalb von 30 Minuten
von jedem beliebigen Punkt Hamburgs das Stadtzentrum er-
reichen können“ (ebd., S. 40). Zur Erhöhung der Kapazitäten
will sie einen „fahrerlosen, vollautomatisierten Ausbau aller
S- und U-Bahnstrecken vorantreiben und einen echten 24-
Stunden-Betrieb des ÖPNV sicherstellen“ (ebd., S. 39). Die
CDU spricht sich mit ihrem Konzept einer „Metrotram“ auch
für die Einführung von Straßenbahnen aus (Hamburger
Abendblatt, 18.1.2020).

Um den Nahverkehr günstiger zu machen will die CDU für
den HVV „nach Wiener Vorbild schrittweise ein 365-Euro-
Ticket“ einführen. Das Ticket soll sofort für „Schüler, Studen-
ten, Auszubildende, Praktikanten, Senioren und Menschen,
die auf ihr Auto verzichten, eingeführt werden“ (ebd., S. 39).
Später soll das 365-Euro-Ticket für alle Hamburger*innen
eingeführt werden.

Die Hamburger Grünen wollen „eine dauerhafte Angebots -
offensive“ für den öffentlichen Nahverkehr (Wahlprogramm,
S. 33). Mit einem „großangelegten Infrastrukturausbau“
wollen sie dafür sorgen, dass bis 2029 30 Prozent aller Wege
mit dem ÖPNV zurückgelegt werden (ebd., S. 27). Sie wollen
den Takt von U- und S-Bahnen erhöhen (ebd., S. 27), U- und
S-Bahnen stark ausbauen (ebd., S. 28)  und die Einführung
einer Straßenbahn vorbereiten (ebd., S. 29). Die Hamburger
Busflotte soll von 1500 auf 2000 Busse erweitert und voll-
ständig emissionsfrei werden (ebd., S. 27).

Die Umsetzung der Pläne der CDU
würde zu einem starken Ausbau des
öffentlichen Nahverkehrs führen.
Das HVV-Jahresticket für 365 Euro
würde den Nahverkehr erheblich
günstiger machen. 

             Starker Ausbau des
öffentlichen Nahverkehrs
mit günstigen Tarifen

Die Umsetzung der Pläne der 
Grünen würde zu einem starken
 Ausbau des öffentlichen Nah verkehrs
führen. Gleichzeitig würde die  Preise
des Nahverkehrs weiterhin – im Rah-
men der Inflationsrate –   steigen.

               Starker Ausbau des
             öffentlichen Nahverkehrs 
             ohne günstige Tarife

Partei        Parteiposition Bewertung

Fortsetzung
SPD

https://www.ndr.de/nachrichten/hamburg/Hamburg-Takt-soll-50-Prozent-mehr-Fahrgaeste-bringen,hvv516.html
https://www.abendblatt.de/hamburg/kommunales/article228177553/buergerschaftswahl-2020-hamburg-spd-tschentscher-gruene-fegebank-cdu-weinberg-fdp-treuenfels-linke-oezdemir-afd-nockemann-februar-verkehr-klimaschutz-wohnen-hafen.html
http://zusammenwachsendestadt.de/wp-content/uploads/2019/11/CDU-Hamburg_Bu%CC%88rgerschaftswahlprogramm-2020_web-21-11-19.pdf
https://www.abendblatt.de/hamburg/kommunales/article228177553/buergerschaftswahl-2020-hamburg-spd-tschentscher-gruene-fegebank-cdu-weinberg-fdp-treuenfels-linke-oezdemir-afd-nockemann-februar-verkehr-klimaschutz-wohnen-hafen.html
https://www.abendblatt.de/hamburg/kommunales/article228177553/buergerschaftswahl-2020-hamburg-spd-tschentscher-gruene-fegebank-cdu-weinberg-fdp-treuenfels-linke-oezdemir-afd-nockemann-februar-verkehr-klimaschutz-wohnen-hafen.html
https://cdn.gruene-hamburg.de/wp-content/uploads/2019/11/Zukunftsprogramm_GRUENE_2020.pdf


Um die Kosten für den Nahverkehr zu begrenzen wollen die
Grünen „die Preissteigerungen für die Kund*innen [...] auf
die Inflationsrate begrenzen“ (ebd., S. 30).

Die Hamburger Linke will eine „sozial-ökologische Verkehrs-
wende“ (Wahlprogramm, S. 17) und dafür den Verkehr nach
dem Vorbild von Kopenhagen radikal umbauen (ebd., S.18).
Die Linke will das Schienennetz „erheblich“ ausbauen (ebd.,
S. 19). Sie will die U4 bis Harburg verlängern, den Ausbau
der S4 von Bad Oldesloh vorantreiben und einen neuen
Schienen-Elbtunnel an der Unterelbe. Zudem will sie eine
Stadtbahn einführen, um wichtige Querverbindungen auf
dem Ring 2 und dem Ring 3 zu schaffen (ebd., S. 19).

Um den Nahverkehr zuerst günstiger und dann kostenlos zu
machen, wollen die Linken die HVV-Fahrpreise sofort sen-
ken:  „Ein erster Schritt ist die Einführung einer HVV-Jahres-
karte für 365 Euro - also 1 Euro pro Tag“ (ebd., S. 19). Ab
2025 sollen Bahnen und Busse „vollkommen kostenlos“
werden (ebd., S. 19).

Die Hamburger FDP möchte „allen Hamburgern„ ermögli-
chen, „mit öffentlichen Verkehrsmitteln die zentralen Ver-
kehrsknotenpunkte und ihren Arbeitsplatz mindestens so
schnell zu erreichen wie mit dem Auto„ (Wahlprogramm, 
S. 61). Sie will mit einer „Mobilitätsoffensive“ und einem
„massiven Ausbau des Schienennetzes“ dafür sorgen, dass
der „ÖPNV eine echte Alternative für den Autoverkehr“ wird
(ebd., S. 61). Sie nennt Ausbaupläne für die U4, die U2, die
U5 und die S32 (ebd., S. 62). Die Wiedereinführung der
Straßenbahn lehnt sie „wegen des begrenzt verfügbaren
Straßenraums„ „konsequent ab“ (ebd., S. 63). Der HVV soll
durch eine Verdichtung der Taktung und durchgängigen
Verkehr „zu allen Tages- und Nachtzeiten“ attraktiver wer-
den (ebd., S. 63).

Um die Kosten für den Nahverkehr zu begrenzen, möchte
sich die FDP für  Vergünstigungen einiger HVV-Kund*innen
einsetzen (Azubi-Ticket, Großkundenrabatt auch für Unter-
nehmen unter 20 Mitarbeiter*innen). Davon abgesehen fin-
det sie: „Vorrang vor einer weitergehenden Verbilligung
(z.B. die Forderung nach einem 365-Euro-Ticket) haben die
Finanzierung des Ausbaus des Netzes und der Angebote
sowie die Sicherung der Qualität“ (ebd., S. 64). 

Die Umsetzung der Pläne der Linken
würden zu einem starken Ausbau
des öffentlichen Nahverkehrs füh-
ren. Die Einführung eines 365-Euro-
Tickets würde den ÖPNV viel
günstiger machen. Mittelfristig
würde der ÖPNV sogar kostenlos. 

Starker Ausbau des
öffentlichen Nahverkehrs
mit günstigen Tarifen

Die Umsetzung der Pläne der 
Hamburger FDP würde zu einem
starken Ausbau des öffentlichen
Nahverkehrs führen, allerdings ohne
den ÖPNV insgesamt günstiger zu
machen.

Starker Ausbau des
öffentlichen Nahverkehrs
ohne günstige Tarife 

Partei        Parteiposition                                                  Bewertung

Fortsetzung
Die Grünen

https://www.die-linke-hamburg.de/fileadmin/lv/wahlkampf2020/Wahlprogramm_Bu__rgerschaftswahl_2020_web.pdf
https://www.fdphamburg.de/wp-content/uploads/20191210_Bu%CC%88rgerschaftswahlprogramm_2020.pdf


Der Verkehr gehört zu den drei größten Verursachern von Treibhausgasen in Hamburg (Behörde für Umwelt und Energie). 
Die Reduktion des Autoverkehrs ist eine der wichtigsten Maßnahmen, diese Emissionen schnell zu senken. Zwar sind auch 
emissionsfreie Antriebe eine wirksame Methode zur Emissionssenkung. Weil das nur Neuwagen betrifft, reduzieren neue 
Antriebe die Emissionen allerdings nur langfristig.   

           Starke Reduktion des Autoverkehrs
             Einen grünen Daumen erhalten Parteien, die größere Teile der Hamburger Innenstadt autofrei machen und den Straßenraum in

ganz Hamburg zu Ungunsten des Autos umverteilen wollen. Das würde zu einer starken Reduktion des Auto verkehrs führen.

           Geringe Reduktion des Autoverkehrs 
             Einen gelben Daumen erhalten Parteien, die den Autoverkehr nur in der Innenstadt reduzieren wollen, aber den Straßen-

raum in ganz Hamburg nicht zu Ungunsten des Autos umverteilen wollen. Das würde nur zu einer geringen Reduktion des
Autoverkehrs führen.

  Keine Reduktion oder Zunahme des Autoverkehrs
             Einen roten Daumen erhalten Parteien, die sich gegen eine autofreie Innenstadt und gegen die Umverteilung von Straßenraum

zu Ungunsten des Autos aussprechen. Das würde nicht zu einer Reduktion oder zu einer Zunahme des Autoverkehrs führen.

DARSTELLUNG & BEWERTUNG DER PARTEI- 

POSITIONEN BEI NEUN KLIMATHEMEN

2. AUTOVERKEHR REDUZIEREN (Landespolitik)

2.

Partei        Parteiposition                                                  Bewertung

Die Hamburger SPD steht für einen „Mobilitätsmix“ von
Bus, Bahn, Auto, Fahrrad und Fußverkehr (Wahlprogramm,
S. 23). Sie möchte die Attraktivität des öffentlichen Nah -
verkehrs „so steigern, dass die Fahrt mit dem eigenen Auto
in den meisten Fällen gar nicht mehr nötig ist.“ (ebd.)
Davon abgesehen finden sich im Wahlprogramm keine
Maßnahmen zur Reduzierung des Autoverkehrs. Das Ziel
einer autofreien Innenstadt verfolgt die SPD nicht – sie
spricht sich auch gegen die Forderungen der Volksinitiative
„Klimawende jetzt – Autos raus aus der Hamburger Innen-
stadt“ aus (NDR, 15.1.2020). 

Die SPD stellt sich gegen die auto -
freie Innenstadt und die Umverteilung
von Straßenraum zu Ungunsten des
Autos. Sie hält im Gegenteil sogar an
der Fortsetzung eines weitgehend auf
das Auto ausgerichteten Straßenbaus
fest. Die Umsetzung ihrer Pläne
würde zu keiner Reduktion des Auto-
verkehrs führen.

             Keine Reduktion oder 
             Zunahme des Autoverkehrs

     
     

   
    

   
 

https://www.hamburg.de/co2-bilanz-hh/
https://www.spd-hamburg.de/fileadmin-hamburg/user_upload/EntwurfRegierungsprogramm2020.pdf
https://www.ndr.de/nachrichten/hamburg/Buergerschaft-streitet-ueber-autofreie-Innenstadt,buergerschaft786.html


Die SPD lehnt die Einführung einer Straßenbahn – die den
Straßenraum zu Ungunsten des Autos umverteilen würde –
kategorisch ab (Hamburger Abendblatt, 18.1.2020).
Die SPD setzt sich für den Bau „neuer Bundesstraßen und
 Autobahnen“ ein –  es sei ihr gelungen „im Bundesverkehrs-
wegeplan eine hohe Priorisierung für die Projekte im Norden
zu erreichen“ (Wahlprogramm, S. 30) . Sie ist für den Bau 
der geplanten Autobahn A26-Ost (Hamburger Abendblatt,
18.1.2020) und will diese „zügig umsetzen“ (Wahlprogramm,
S. 30). Dank ihrer „Straßenbauoffensive“ (ebd., S. 32) seien
Hamburgs Straßen wieder in besserem Zustand (ebd., S. 31). 

Die CDU findet einen „fairen Mix aller Verkehrsarten wichtig,
sei es zu Fuß, mit dem Rad, dem öffentlichen Nahverkehr, mit
dem Auto oder weiteren Fortbewegungsmitteln der Zukunft“
(Wahlprogramm, S. 39). Sie will „Staus frühzeitig und vor der
Stadt verhindern und den Fluss auf den Straßen mit intelli-
genten Ampelsystemen und mehr Kreisverkehren verbessern“
(ebd., S. 41). Um den fließenden Verkehr sicherzustellen, will
sie „leistungsfähige Hauptverkehrsstraßen mit grünen Wellen
im Berufsverkehr und verkehrsberuhigte Wohnstraßen“
 erhalten, „damit die Pendlerverkehre aus dem Umland und
den äußeren Stadtteilen möglichst staufrei in die Hamburger
Innenstadt fahren können und Wohnstraßen gemieden wer-
den“ (ebd., S. 41). Tempo 30 auf Hauptverkehrsstraßen lehnt
die CDU deshalb ab (ebd., S. 41).

Die CDU spricht sich gegen die Forderungen der Volks -
initiative „Klimawende jetzt – Autos raus aus der Hamburger
Innenstadt“ aus (NDR, 15.1.2020).

Die CDU findet, dass die „Autobahnen in und um Hamburg
zukunftsfähig ausgebaut“ werden müssen (Wahlprogramm.,
S. 42). „Dies betrifft insbesondere den Bau der A26 und den
Ausbau der A1 und A7“ (ebd., S. 42). Die CDU will den „Park-
platzabbau stoppen“ und die „Stellplatzpflicht bei Wohnungs-
neubauten“ wieder einführen (ebd., S. 42). Die „Dieselfahr-
verbotszonen im Westen der Stadt“ will sie aufheben 
(ebd., S. 42).

Die Hamburger Grünen wollen den „Abschied von der auto -
gerechten und die Hinwendung zu einer menschengerechten
Stadt“ (Wahlprogramm, S. 21). Sie wollen eine weitgehend auto-
freie bzw. autoarme Innenstadt, „in der es zwischen Ring 1 und
Ost-West-Straße keinen Durchgangsverkehr mehr gibt und der
Kernbereich der Innenstadt rund um den Jungfernstieg für die
Hamburger*innen und ihre Gäste reserviert ist“ (ebd., S. 26). 

Die Umsetzung der Pläne der CDU
würde zu einer Zunahme des Auto-
verkehrs in Hamburg führen. Aus-
schlaggebend dafür sind die
geplanten Erleichterungen für Auto-
pendler*innen, der Autobahnausbau
und die Schaffung von mehr Park-
plätzen. 

               Keine Reduktion oder 
             Zunahme des Auto-
             verkehrs

Die Grünen wollen den Autoverkehr
auf 20 Prozent aller Wege reduzie-
ren. Die Umsetzung ihrer Pläne wird
zu einer starken Reduktion des Auto-
verkehrs in Hamburg führen.

Partei        Parteiposition                                                  Bewertung

Fortsetzung
SPD

https://www.abendblatt.de/hamburg/kommunales/article228177553/buergerschaftswahl-2020-hamburg-spd-tschentscher-gruene-fegebank-cdu-weinberg-fdp-treuenfels-linke-oezdemir-afd-nockemann-februar-verkehr-klimaschutz-wohnen-hafen.html
https://www.spd-hamburg.de/fileadmin-hamburg/user_upload/EntwurfRegierungsprogramm2020.pdf
https://www.abendblatt.de/hamburg/kommunales/article228177553/buergerschaftswahl-2020-hamburg-spd-tschentscher-gruene-fegebank-cdu-weinberg-fdp-treuenfels-linke-oezdemir-afd-nockemann-februar-verkehr-klimaschutz-wohnen-hafen.html
https://www.spd-hamburg.de/fileadmin-hamburg/user_upload/EntwurfRegierungsprogramm2020.pdf
http://zusammenwachsendestadt.de/wp-content/uploads/2019/11/CDU-Hamburg_Bu%CC%88rgerschaftswahlprogramm-2020_web-21-11-19.pdf
https://www.ndr.de/nachrichten/hamburg/Buergerschaft-streitet-ueber-autofreie-Innenstadt,buergerschaft786.html
https://cdn.gruene-hamburg.de/wp-content/uploads/2019/11/Zukunftsprogramm_GRUENE_2020.pdf


Die weitreichenden Pläne der Volksinitiative „Klimawende 
jetzt – Autos raus aus der Hamburger Innenstadt“ (Ham -
burger Abendblatt, 23.1.2020) unterstützen die Grünen 
aber nicht vollständig. Auf den großen Magistralen der 
 Innenstadt könne der Autoverkehr nicht ganz ausgesperrt 
werden.

In der Außenstadt seien die Menschen „in einem stärkeren 
Maße vom Auto abhängig“ – deshalb wollen die Grünen 
hier „einen gleichberechtigten Verkehrsmix entwickeln“
(Wahlprogramm,  S. 22). Durch ein Park-and-Ride-Konzept 
wollen sie „möglichst viele Menschen dazu bewegen, ihre 
Autos vor den Toren der Stadt stehen zu lassen“ (ebd.,  
S.23). Zudem wollen sie „Tempo-30-Zonen und -Strecken 
[...] deutlich ausweiten“ (ebd., S. 23) und in den Quartieren
 „autofreie Zentren“ schaffen (ebd., S. 32).

Den Bau der Autobahn A26-Ost (Hafenquerspange) halten 
die Grünen für unnötig und wollen die bereits laufenden 
Planungen „kritisch prüfen“ (Hamburger Abendblatt, 
18.1.2020).

Insgesamt wollen die Grünen den Autoverkehr bis 2029 auf 
zwanzig Prozent aller Wege reduzieren – dies ergibt sich 
aus ihrem Ziel, den Umweltverbund auf 80 Prozent zu stei-
gern (Wahlprogramm, S. 33).

Die Linke Hamburg will „perspektivisch eine autofreie
 Innenstadt“ (Wahlprogramm, S. 18), mit „Ausnahmeregeln
für Handwerker*innen, Lieferant*innen, Krankenwagen etc.
und mobilitätseingeschränkte Menschen“ (ebd., S. 18).
 Generell solle der Autoverkehr nach dem Vorbild von Kopen -
hagen nicht mehr Vorrang haben (ebd., S. 18). „Der Auto-
verkehr muss innerhalb des Ring 2 weitgehend zurückge-
drängt werden“ (ebd., S. 20). Im gesamten Stadtgebiet soll
Tempo 30 als Regelgeschwindigkeit gelten (ebd., S. 20).
„Der Weiterbau der Autobahn A26 durch den Hamburger
Süden und Wilhelmsburg bis zur A1 gehört [...] umgehend
gestoppt“ (ebd., S. 19). 

Die Linke unterstützt „vorbehaltlos“ die Ziele der Volks -
initiative „Klimawende jetzt – Autos raus aus der Hambur-
ger Innenstadt“ (NDR, 15.1.2020).   

               Starke Reduktion des
 Autoverkehrs

Die Pläne der Linken Hamburg wür-
den zu einer starken Reduktion des
Autoverkehrs führen. Ausschlagge-
bend dafür ist die Schaffung einer
autofreien Innenstadt, die flächen-
deckende Einführung von Tempo 30
und der Stopp des Autobahnaus-
baus.

Starke Reduktion des 
Autoverkehrs

Partei        Parteiposition Bewertung

Fortsetzung
Die Grünen

https://www.abendblatt.de/hamburg/article228217549/gruene-wahlkampf-katharina-fegebank-autofrei-innenstadt-hamburg.html
https://www.abendblatt.de/hamburg/article228217549/gruene-wahlkampf-katharina-fegebank-autofrei-innenstadt-hamburg.html
https://www.abendblatt.de/hamburg/kommunales/article228177553/buergerschaftswahl-2020-hamburg-spd-tschentscher-gruene-fegebank-cdu-weinberg-fdp-treuenfels-linke-oezdemir-afd-nockemann-februar-verkehr-klimaschutz-wohnen-hafen.html
https://www.die-linke-hamburg.de/fileadmin/lv/wahlkampf2020/Wahlprogramm_Bu__rgerschaftswahl_2020_web.pdf
https://www.ndr.de/nachrichten/hamburg/Buergerschaft-streitet-ueber-autofreie-Innenstadt,buergerschaft786.html


Die FDP Hamburg macht sich für die Interessen von Auto-
fahrenden stark. Ihr Wahlprogramm beginnt mit der Fest-
stellung: „Auch in Hamburg werden politische Entschei-
dungen immer stärker von Emotionen geprägt. Für das
Klima, gegen das Auto.“ (Wahlprogramm, S. 1) Das Kapitel
zu Mobilität hat die Überschrift „Mobilität gewährleisten –
Verkehr muss fließen“ (ebd., S. 61). Jede*r solle „die Mög-
lichkeit haben, möglichst schnell, bequem, zuverlässig, um-
weltfreundlich, sicher und günstig an sein Ziel zu kommen.
Zu dieser Freiheit gehört, bei der Auswahl der zur Verfü-
gung stehenden Verkehrsmittel nicht gegängelt oder mora-
lisch verurteilt zu werden.“ (ebd., S. 61)

Die FDP hält die „nachhaltige Erhaltung des Hamburger
Straßennetzes und die Beseitigung von Staus“ für „essen-
tielle Handlungspunkte“ (ebd., S. 66). Sie stellt sich „klar
gegen emissionsbedingte Fahrverbote“ (ebd., S. 66). Auto-
freien Zonen will sie „im Einzelfall zustimmen, sofern es das
Einverständnis des Einzelhandels und Gewerbes sowie der
Anwohner gibt (ebd., S. 67). Tempo 30 auf Hauptverkehrs-
straßen lehnt sie ab (ebd., S. 67).

Die FDP spricht sich gegen die Forderungen der Volks -
initiative „Klimawende jetzt – Autos raus aus der Hambur-
ger Innenstadt“ aus (Hamburger Abendblatt, 22.1.2020).

Die FDP will die „Parkplatzvernichtung“ stoppen und Park-
plätze in Parkhäuser und Tiefgaragen verlegen (Wahl -
programm, S. 68). Kurzzeitparken soll zukünftig durch die
„Einführung einer sogenannten Brötchentaste an Park-
scheinautomaten“ kostenlos werden (ebd., S. 68).  

Die Umsetzung der Pläne der Ham-
burger FDP würde den Autoverkehr
nicht reduzieren. Ausschlaggebend
dafür ist der Fokus auf die Beseiti-
gung von Staus, die Ablehnung von
Tempo 30 an Hauptverkehrsstraßen
und die Schaffung neuer Parkplätze.

        Keine Reduktion 
     oder Zunahme 

Partei        Parteiposition                                                  Bewertung

https://www.fdphamburg.de/wp-content/uploads/20191210_Bu%CC%88rgerschaftswahlprogramm_2020.pdf
https://www.abendblatt.de/hamburg/article228217549/gruene-wahlkampf-katharina-fegebank-autofrei-innenstadt-hamburg.html


Der Verkehr gehört zu den drei größten Verursachern von Treibhausgasen in Hamburg (Behörde für Umwelt und Energie). 
Weil Fahrräder gar kein CO2 ausstoßen, gehört der Ausbau des Fahrradverkehrs zu den wichtigsten Maßnahmen, die Emissionen
des Verkehrs schnell zu senken.   

           Starker bis sehr starker Ausbau des Fahrradverkehrs
             Einen grünen Daumen erhalten Parteien, die den Ausbau des Fahrradverkehrs stark beschleunigen und den Anteil der

mit dem Fahrrad zurückgelegten Wege stark erhöhen wollen. 

           Mäßiger Ausbau des Fahrradverkehrs 
             Einen gelben Daumen erhalten Parteien, die den Fahrradverkehr weiter ausbauen wollen, aber kein Ziel zur starken

 Steigerung der mit dem Fahrrad zurückgelegten Wege benennen.

           Geringer oder gar kein Ausbau des Fahrradverkehrs
             Einen roten Daumen erhalten Parteien, die den Fahrradverkehr zwar ausbauen, aber den für Autos zur Verfügung stehen-

den Raum nicht einschränken wollen.

DARSTELLUNG & BEWERTUNG DER PARTEI- 

POSITIONEN BEI NEUN KLIMATHEMEN

3. FAHRADVERKEHR AUSBAUEN (Landespolitik)

3.

Partei        Parteiposition Bewertung

Die SPD will Hamburg zu einer „fahrradfreundlichen Stadt“
machen  (Wahlprogramm, S. 27). Dafür möchte sie den
 begonnenen „erheblichen Ausbau des Radverkehrs [...] fort-
setzen“ (ebd., S. 27). Die SPD möchte „sowohl Radfahr -
streifen als auch Schutzstreifen und klassische Radwege“
bauen und sanieren (ebd., S. 27). 

Die Umsetzung der Pläne der SPD 
würde dazu führen, dass der Fahrrad-
verkehr in etwa weiter wie bisher aus-
gebaut wird. Eine deutliche 
Steigerung des Ausbautempos oder    
-umfangs ist nicht zu erkennen. 

             Mäßiger Ausbau des 
             Fahrradverkehrs

S

https://www.hamburg.de/co2-bilanz-hh/
https://www.spd-hamburg.de/fileadmin-hamburg/user_upload/EntwurfRegierungsprogramm2020.pdf


Die CDU hat eine „Radverkehrsstrategie“ beschlossen (Wahl-
programm, S. 40). Diese hat die Schwerpunkte „sichere 
und geschützte Radwege an Hauptverkehrsstraßen, qualita-
tiv hochwertige Fahrradschnellstraßen und eine Fahrrad-
el bbrücke für eine echte Nord-Süd-Querung der Elbe“ 
(ebd., S. 40).

Die Grünen wollen die „Fahrradstadt Hamburg“ bauen (Wahl-
programm, S. 24). Sie wollen innerhalb der nächsten zehn
Jahre „die mit dem Rad zurückgelegten Wege um zehn
 Prozentpunkte auf 25 Prozent steigern“ (ebd., S. 24). Jedes
Jahr sollen 100 Kilometer Radwege saniert oder neu gebaut
werden. (ebd., S. 24). Sie wollen „die Velorouten zügig fertig
stellen und im nächsten Schritt mit den bezirklichen Rad -
verkehrsnetzen verbinden“ (ebd., S. 24). 

Die Linke Hamburg stellt ihre Pläne unter das Motto 
„Vorfahrt fürs Fahrrad“. Sie will sich für ein „flächendecken-
des, hamburgweites Radverkehrsnetz mit breiten und ge-
schützten Radwegen und Fahrradstraßen“ einsetzen
(Wahlprogramm, S. 20). Das Ziel ist „dass – wie in Kopen -
hagen – mehr als die Hälfte aller Wege mit dem Rad zurück-
gelegt werden“ (ebd., S. 20).

Die FDP Hamburg will Hamburg zu einer „fahrradfreund -
lichen Stadt“ machen. Dafür will sie die „begrenzten Mittel“
nutzen um „Lücken im Radwegenetz zu schließen“ (Wahl -
programm, S. 65). Sie will Radwege und Velorouten „ver-
stärkt von Fußwegen und Hauptverkehrsstraßen trennen“
(ebd., S. 65). „Farblich unterscheidbare Fahrradwege sollen
zu einer Erhöhung der Sicherheit führen“ (ebd., S. 65). 
Sie will mehr Fahrrad-Abstellplätze einrichten, dafür aber
keine PKW-Parkplätze „wegpollern“ (ebd., S. 66).

Die Umsetzung der Pläne der CDU
würde dazu führen, dass der Fahr-
radverkehr in etwa weiter wie bisher
ausgebaut wird. Eine deutliche 
Steigerung des Ausbautempos oder 
-umfangs ist nicht zu erkennen.

Mäßiger Ausbau des 
             Fahrradverkehrs

Die Grünen haben sich konkrete und
weitgehende Ziele zur Steigerung
des Fahrradverkehrs gesetzt. Die
Umsetzung ihrer Pläne würde zu
einem starken Ausbau des Fahrrad-
verkehrs führen.

                  Starker bis sehr starker
Ausbau des Fahrrad -
verkehrs

Die Linken haben sich ein sehr weit-
gehendes Ziel zur Steigerung des
Fahrradverkehrs gesetzt. Die Um -
setzung ihrer Pläne würde zu einem
sehr starken Ausbau des Fahrrad -
verkehrs führen.

                  Starker bis sehr starker
Ausbau des Fahrrad -
verkehrs

Die FDP will den Fahrradverkehr
zwar ausbauen, sieht dafür aber nur
begrenzte Mittel zur Verfügung.
Zudem solle der Ausbau den Auto-
verkehr möglichst wenig beeinträch-
tigen. Die Umsetzung ihrer Pläne
würde maximal zu einem geringen
Ausbau des Fahrradverkehrs führen.

                  Geringer oder gar kein
Ausbau des Fahrrad -
verkehrs

Partei        Parteiposition Bewertung



Die Hamburger Senat hat sich das Ziel gesetzt, die CO2-Emissionen bis 2030 um 55 Prozent zu reduzieren und Hamburg bis 2050
klimaneutral zu machen (NDR, 3.12.2019). Diese Ziele sind aber bei weitem nicht ausreichend, um die Ziele des Pariser Klima -
abkommens zu erreichen (New Climate Institute, März 2019, Frankfurter Rundschau, 24.8.2019). Zur Umsetzung des Pariser 
Klimaabkommen müssen die Netto-CO2-Emissionen weltweit zwischen 2040 und 2050 auf Null sinken (IPCC 2018, zitiert von
Scientists for Future). Deutschland – und damit auch Hamburg – müssen entsprechend der Forderung von Fridays for Future bis
2035 klimaneutral werden.

               Hamburg klimaneutral bis 2035
             Einen grünen Daumen erhalten Parteien, die die derzeitigen Klimaziele der Stadt Hamburg stark anheben und Hamburg

bis 2035 klimaneutral machen wollen.

Hamburg deutlich vor 2050 klimaneutral 
             Einen gelben Daumen erhalten Parteien, die die derzeitigen Klimaziele der Stadt Hamburg anheben und Hamburg deutlich

vor 2050 klimaneutral machen wollen.

Hamburg klimaneutral bis 2050 oder gar kein Jahresziel
             Einen roten Daumen erhalten Parteien, die die derzeitigen Klimaziele der Stadt Hamburg nicht anheben wollen und

 Hamburg bis 2050 klimaneutral machen wollen oder gar kein Jahresziel für die Klimaneutralität formulieren.

DARSTELLUNG & BEWERTUNG DER PARTEI- 

POSITIONEN BEI NEUN KLIMATHEMEN

4. HAMBURGER KLIMAZIELE ANHEBEN (Landespolitik)

Partei        Parteiposition Bewertung

Die Hamburger SPD hat im Dezember 2019 mit den Grünen
den Hamburger Klimaplan beschlossen, der die CO2-Emis-
sionen bis 2030 um 55 Prozent senken und Hamburg bis
2050 klimaneutral machen soll (NDR, 3.12.2019).

In ihrem Wahlprogramm bekräftigt sie dieses Ziel, sieht
aber keine Verschärfung vor.  (Wahlprogramm, S. 34, 
Hamburger Abendblatt, 18.1.2020). 

Die Umsetzung der Pläne der SPD
würde dazu führen, dass Hamburg
bis 2050 klimaneutral wird.

                  Hamburg klimaneutral bis
2050 oder kein Jahresziel

4.

https://www.ndr.de/nachrichten/hamburg/Hamburger-Senat-legt-neuen-Klimaplan-vor,klimaplan112.html
https://blog.campact.de/wp-content/uploads/2019/03/Deutschland_1.5_Web.pdf
https://www.fr.de/wissen/klimaschutz-erst-2050-klimaneutral-sein-will-verfehlt-ziel-12941522.html
https://www.ndr.de/nachrichten/hamburg/Hamburger-Senat-legt-neuen-Klimaplan-vor,klimaplan112.html
https://www.spd-hamburg.de/fileadmin-hamburg/user_upload/EntwurfRegierungsprogramm2020.pdf
https://www.abendblatt.de/hamburg/kommunales/article228177553/buergerschaftswahl-2020-hamburg-spd-tschentscher-gruene-fegebank-cdu-weinberg-fdp-treuenfels-linke-oezdemir-afd-nockemann-februar-verkehr-klimaschutz-wohnen-hafen.html
https://www.scientists4future.org/stellungnahme/stellungnahme-de/
https://fridaysforfuture.de/forderungen/


Für die Hamburger CDU gehört der „Klimawandel [...] zu 
den größten Herausforderungen der kommenden Jahr-
zehnte“ (Wahlprogramm, S. 43). Sie hält den Klimaschutz-
plan des rot-grünen Senats für unzureichend, weil der
Großteil der Maßnahmen darin kein CO2-Einsparziel enthalte
(ebd., S. 44). Die CDU Bürgerschaftsfraktion hat deshalb 
ein eigenes Umwelt- und Klimaschutzkonzept erarbeitet
„das rund 50 große und kleine Maßnahmen beinhaltet“
(ebd., S. 44). Damit will die Hamburger CDU die CO2-Emis-
sionen bis 2030 um 55 Prozent senken (Klimaschutzkon-
zept, S. 2). 

Der Plan enthält aber keine Vorgabe zur Klimaneutralität
und keine Ziele für die Zeit nach 2030. Die CDU-Bürger-
schaftsfraktion schreibt dazu: „Die vorschnelle Umsetzung
radikaler Forderungen, wie sie z.B. von Umweltbewegungen
und einigen politischen Mitbewerbern gefordert wird, lehnen
wir entschieden ab (ebd., S. 3).

Die Hamburger Grünen haben im Dezember 2019 mit der
SPD den Hamburger Klimaplan beschlossen, der die CO2-
Emissionen bis 2030 um 55 Prozent senken und Hamburg
bis 2050 klimaneutral machen soll (NDR, 3.12.2019). Nach
der Bürgerschaftswahl wollen die Grünen diesen Klimaplan
weiter verschärfen und „Hamburg bis 2035 zur klimaneutra-
len Stadt machen“ (Wahlprogramm, S.4).

Dazu wollen sie „mit einem neuen Klimaschutzgesetz [...]
klare Reduktionsziele und verbindliche Schritte für die ein-
zelnen Sektoren – Strom, Gebäude und Wärme, Mobilität
und Verkehr, Industrie und Wirtschaft, Landwirtschaft 
und Landnutzung – festlegen und das Ziel, als Stadt 2035
klimaneutral werden, verankern“ (ebd., S. 10). Sie wollen die
öffentliche Verwaltung bis 2030 klimaneutral machen (ebd.,
S. 11). Auch der öffentliche Nahverkehr und Fahrzeuge öf-
fentlicher Unternehmen sollen bis 2030 emissionsfrei fahren
(ebd., S. 11). Darüber hinaus wollen sie „einen Pakt zwischen
dem Bund und den Ländern für den Klimaschutz initiieren“
und „die Sektorziele mit Klimaplan und -gesetz auf Hamburg
herunterbrechen“ (ebd., S. 9).

Die Linke Hamburg nennt in ihrem Wahlprogramm kein
 Jahresziel, bis wann sie die Klimaneutralität für Hamburg
anstrebt. Das Wahlprogramm und ihre Kritik am Klimaplan
des Hamburger Senat machen aber deutlich, dass sie Klima-
neutralität deutlich vor 2050 anstrebt. 

Die CDU hat kein Ziel formuliert, ob
bzw. bis wann sie Hamburg klima -
neutral machen will. Die Umsetzung
der Pläne der CDU würde nicht dazu
führen, dass Hamburg klimaneutral
wird. 

                  Hamburg klimaneutral nach
2050 oder kein  Jahresziel

Die Umsetzung der Pläne der Grünen
würde dazu führen, dass Hamburg 
bis 2035 klimaneutral wird. Aus-
schlaggebend dafür ist, dass die 
Grünen dieses Ziel mit einem neuen
Klimaschutzgesetz verbindlich ma-
chen wollen.

               Hamburg klimaneutral 
             bis 2035

Die Linken haben sich ein sehr weitge-
hendes Ziel zur Steigerung des Fahr-
radverkehrs gesetzt. Die Um setzung
ihrer Pläne würde zu einem sehr starken
Ausbau des Fahrrad verkehrs führen.

Partei        Parteiposition                                                  Bewertung

http://zusammenwachsendestadt.de/wp-content/uploads/2019/11/CDU-Hamburg_Bu%CC%88rgerschaftswahlprogramm-2020_web-21-11-19.pdf
http://docs.dpaq.de/15603-klima-_und_umweltpolitisches_konzept_der_cdu_hamburg.pdf
http://docs.dpaq.de/15603-klima-_und_umweltpolitisches_konzept_der_cdu_hamburg.pdf
https://www.ndr.de/nachrichten/hamburg/Hamburger-Senat-legt-neuen-Klimaplan-vor,klimaplan112.html
https://cdn.gruene-hamburg.de/wp-content/uploads/2019/11/Zukunftsprogramm_GRUENE_2020.pdf


So schreibt die Linke, dass sie die Klimakatastrophe mit
„drastischen Maßnahmen“ (Wahlprogramm, S. 11) aufhalten
und Bewegungen wie Fridays for Future und Ende Gelände
„konsequent unterstützen“ will (S. 12). Sie fordert einen
schnellen Kohleausstieg, eine umfassende Verkehrswende
und strenge Vorgaben für den Gebäudesektor. 

Den Klimaplan des Senats, der Hamburg bis 2050 klima-
neutral machen soll, bezeichnete die Linke als „zu lasch, 
zu vage“ (Pressemitteilung, 8. Januar 2020). Ihr umwelt -
politischer Sprecher Stephan Jersch sagte dazu: „dessen
Ziele sind einfach zu unambitioniert“ (ebd.). 

Die FDP Hamburg beginnt ihr Kapitel zum Klimaschutz im
Wahlprogramm mit den Worten „Wir Freie Demokraten
 stehen zu den Zielen des Pariser Klimaschutzabkommens“
(Wahlprogramm, S. 55). Sie formuliert aber kein daraus ab-
geleitetes Ziel, bis wann Hamburg klimaneutral werden soll. 

Klimaschutz in Hamburg solle „konsequent nach Kosten-
Nutzen-Gesichtspunkten“ ausgerichtet werden (ebd., S. 56).
Die FDP setzt für den Klimaschutz auf Innovation und den
CO2-Emissionshandel, „der nachweislich das effizienteste
Instrument bei der Einsparung von Emissionen ist“ (ebd., 
S. 56). Eine CO2-Steuer, Verbote und Einzelregulierungen
lehnt die FDP ab (ebd., S. 20 und S. 56). Zudem will sie sich
der „Instrumentalisierung von Schreckensszenarien“ und
dem „Schüren von Ängsten“ beim Klimathema entgegen-
stellen (ebd., S. 56). 

     Hamburg deutlich vor 
     2050 klimaneutral

Die FDP bekennt sich zwar zum Pa-
riser Klimaabkommen, nennt aber
kein daraus abgeleitetes Klimaziel
für Hamburg. Als Klimaschutzmaß-
nahme setzt sie praktisch aus-
schließlich auf einen Emissions-
handel auf Ebene der EU und des
Bundes. Die Umsetzung der Pläne
der FDP würde nicht dazu führen,
dass Hamburg klimaneutral wird.

                  Hamburg klimaneutral
nach 2050 oder kein
Jahresziel

Partei        Parteiposition                                                  Bewertung

Fortsetzung
Die Linke

https://www.die-linke-hamburg.de/fileadmin/lv/wahlkampf2020/Wahlprogramm_Bu__rgerschaftswahl_2020_web.pdf
https://www.die-linke-hamburg.de/presse/pressemitteilungen/detail/news/klimaplan-zu-lasch-zu-vage-zu-unsozial/
https://www.fdphamburg.de/wp-content/uploads/20191210_Bu%CC%88rgerschaftswahlprogramm_2020.pdf


Die Fernwärmeversorgung von Hamburg stammt zu großen Teilen aus zwei alten Kohlekraftwerken in Wedel und Tiefstack. 
Im Juni 2019 hat die Hamburger Bürgerschaft, nach Verhandlungen mit der Volksinitiative „Tschüss Kohle“ ein Gesetz zum Kohle-
ausstieg bis 2030 beschlossen. Demzufolge werden Wedel und Tiefstack bis 2030 abgeschaltet. Das Kohlekraftwerk Moorburg
wird nicht an das Fernwärmenetz angeschlossen. Das Hamburger Kohleausstiegsgesetz ist klimapolitisch sinnvoll.  

               Kohleausstieg in der Fernwärme bis spätestens 2030
             Einen grünen Daumen erhalten Parteien, die den Hamburger Kohleausstieg bis 2030 umsetzen oder beschleunigen wollen.

  Kohleausstieg in der Fernwärme deutlich vor 2038 
             Einen gelben Daumen erhalten Parteien, die den Hamburger Kohleausstieg bis 2030 ablehnen und ein eigenes Jahresziel

deutlich vor 2038 nennen. Damit würde Hamburg früher aus der Kohle aussteigen, als es das bundesweite Kohleausstiegs-
gesetz vorsieht.

  Kohleausstieg in der Fernwärme bis spätestens 2038
             Einen roten Daumen erhalten Parteien, die den Hamburger Kohleausstieg bis 2030 ablehnen und kein eigenes Jahresziel

nennen. In diesem Fall würde das letzte Hamburger Kohlekraftwerk entsprechend dem bundesweiten Kohleausstiegsgesetz
spätestens 2038 abgeschaltet.

DARSTELLUNG & BEWERTUNG DER PARTEI- 

POSITIONEN BEI NEUN KLIMATHEMEN

5. HAMBURGER KOHLEAUSSTIEG UMSETZEN (Landespolitik)

Partei        Parteiposition                                                  Bewertung

Die Hamburger SPD unterstützt den zwischen dem rot-
 grünen Senat und der Volksinitiative „Tschüss Kohle“ aus -
gehandelten Kohleausstieg in der Fernwärme bis 2030
(NDR, 21.5.2019). Im Juni 2019 haben SPD und Grüne 
das Hamburger Kohleausstiegsgesetz verabschiedet. 

Demzufolge wird das Kohlekraftwerk Wedel bis 2024/25
abgeschaltet, das in Tiefstack bis spätestens 2030. Das
Kohlekraftwerk Moorburg wird nicht an das Fernwärmenetz
angeschlossen. Eine Beschleunigung des Kohleausstiegs
strebt die Hamburger SPD nicht an (Wahlprogramm, S. 36).

Die Umsetzung der Pläne der SPD
würde dazu führen, dass die Ham-
burger Fernwärme spätestens 2030
ohne Kohle produziert wird.

                  Kohleausstieg in der 
             Fernwärme bis spätestens 
             2030

5.

https://www.ndr.de/nachrichten/hamburg/Einigung-Ab-2030-Fernwaerme-ohne-Kohle,kohle178.html
https://www.spd-hamburg.de/fileadmin-hamburg/user_upload/EntwurfRegierungsprogramm2020.pdf


Die Hamburger CDU will den zwischen Senat und der Volks-
initiative „Tschüss Kohle“ ausgehandelten Kohleausstieg in
der Fernwärme bis 2030 wieder aufschnüren. Sie lehnt den
geplanten Bau eines neuen Gaskraftwerks zum Ersatz des
alten Kohle-Heizkraftwerks Wedel ab (Wahlprogramm,
S. 45). Stattdessen möchte sie das Kohlekraftwerk Moorburg
an das Fernwärmenetz anschließen (ebd., S. 45).

Moorburg soll „baldmöglichst“ von Kohle auf Erdgas oder
Wasserstoff umgerüstet werden (ebd., S. 45). Die CDU-Bür-
gerschaftsfraktion schlägt in ihrem Klimaschutzkonzept
auch die Umrüstung eines der beiden Blöcke in Moorburg
auf Biomasse vor (Klimaschutzkonzept, S. 6). Einen Termin
für die Moorburg-Umrüstung nennt die CDU nicht. 

Die Hamburger Grünen unterstützen den zwischen dem  
rot-grünen Senat und der Volksinitiative „Tschüss Kohle“
ausgehandelten Kohleausstieg in der Fernwärme bis 2030
(NDR, 21.5.2019). Im Juni 2019 haben die Grünen mit der
SPD das Hamburger Kohleausstiegsgesetz verabschiedet.
Demzufolge wird das Kohlekraftwerk Wedel bis 2024/25 
abgeschaltet, das in Tiefstack bis spätestens 2030. Das 
Kohlekraftwerk Moorburg wird nicht an das Fernwärmenetz
angeschlossen. Die Grünen wollen im Jahr 2025 prüfen, 
ob sie den Kohleausstieg „noch früher schaffen“ können
(Wahlprogramm, S. 18).

Die Linke Hamburg will die Kohle-Heizkraftwerke in Wedel
und Tiefstack bis 2025 bzw. 2026 stilllegen. (Wahlpro-
gramm, S. 5 und S. 14) Das Kraftwerk Moorburg soll nicht
ans Fernwärmenetz angeschlossen werden (ebd., S. 14). 

Die Umsetzung der Pläne der CDU
könnte dazu führen, dass Hamburg
bis 2038 mit Fernwärme aus Kohle
versorgt wird. Ausschlaggebend
dafür ist der Anschluss von Moorburg
an das Fernwärmenetz ohne eine
klare Deadline für die Umrüstung auf
Gas sowie die fehlende Angabe eines
Datums für den Hamburger Kohleaus-
stieg insgesamt. 

Mit dem Anschluss ans Fernwärme-
netz würde die Wirtschaftlichkeit des
Kraftwerks Moorburg verbessert, das
entsprechend der Bundesgesetzge-
bung bis spätestens 2038 am Netz
bleiben darf.

                  Kohleausstieg in der Fern-
wärme bis spätestens 2038

Die Umsetzung der Pläne der Grünen
würde dazu führen, dass die Ham-
burger Fernwärme spätestens 2030
ohne Kohle produziert wird. 
Gegebenenfalls würden die Grünen
den Kohleausstieg noch etwas früher
umsetzen.

                  Kohleausstieg in der Fern-
wärme bis spätestens 2030

Die Umsetzung der Pläne der LInken
würde dazu führen, dass die Hambur-
ger Fernwärme bis 2026 ohne Kohle
produziert wird. 

                  Kohleausstieg in der Fern-
wärme bis spätestens 2030

Partei        Parteiposition                                                  Bewertung

http://zusammenwachsendestadt.de/wp-content/uploads/2019/11/CDU-Hamburg_Bu%CC%88rgerschaftswahlprogramm-2020_web-21-11-19.pdf
http://docs.dpaq.de/15603-klima-_und_umweltpolitisches_konzept_der_cdu_hamburg.pdf
https://www.ndr.de/nachrichten/hamburg/Einigung-Ab-2030-Fernwaerme-ohne-Kohle,kohle178.html
https://cdn.gruene-hamburg.de/wp-content/uploads/2019/11/Zukunftsprogramm_GRUENE_2020.pdf
https://www.die-linke-hamburg.de/fileadmin/lv/wahlkampf2020/Wahlprogramm_Bu__rgerschaftswahl_2020_web.pdf
https://www.die-linke-hamburg.de/fileadmin/lv/wahlkampf2020/Wahlprogramm_Bu__rgerschaftswahl_2020_web.pdf


Die Hamburger FDP will den zwischen Senat und der Volks-
initiative „Tschüss Kohle“ ausgehandelten Kohleausstieg in
der Fernwärme bis 2030 aufkündigen. 

Sie lehnt den Bau eines neuen Gaskraftwerks zum Ersatz
des alten Kohlekraftwerks Wedel ab. Stattdessen möchte
sie das Kohlekraftwerk Moorburg an das Fernwärmenetz
anschließen (Wahlprogramm, S. 33). Sie nennt kein Jahres-
ziel bis wann Moorburg abgeschaltet oder umgerüstet wer-
den soll.

Das Kohlekraftwerk Tiefstack möchte die FDP bis 2025 auf
Gas umrüsten (ebd., S. 33). 

Die Umsetzung der Pläne der FDP
könnte dazu führen, dass Hamburg
bis 2038 mit Fernwärme aus Kohle
versorgt wird. 

Ausschlaggebend dafür ist der An-
schluss von Moorburg an das Fern-
wärmenetz ohne eine klare Deadline
für die Umrüstung auf Gas sowie die
fehlende  Angabe eines Datums für
den Hamburger Kohleausstieg ins-
gesamt. Mit dem Anschluss ans
Fernwärmenetz würde die Wirt-
schaftlichkeit des Kraftwerks Moor-
burg verbessert, das entsprechend
der Bundesgesetzgebung bis spätes-
tens 2038 am Netz bleiben darf.

                  Kohleausstieg in der 
             Fernwärme bis spätestens 
             2038

Partei        Parteiposition                                                  Bewertung

https://www.fdphamburg.de/wp-content/uploads/20191210_Bu%CC%88rgerschaftswahlprogramm_2020.pdf


Der starke Ausbau der Erneuerbaren Energien ist die Grundvoraussetzung für einen erfolgreichen Kohleausstieg, emissionsfreie
Autos und weitere Klimaschutzmaßnahmen. Um die Ziele des Pariser Klimaabkommens sicher zu erreichen, muss der Stromsektor
bis 2030 zu 100 Prozent auf Erneuerbare Energien umgestellt werden – dafür ist ein jährlicher Zubau von mindestens 15 GW
Solar- und Windkraftwerken notwendig.

               Jährlicher Zubau von mindestens 15 Gigawatt Wind- und Solarkraftwerken
             Einen grünen Daumen erhalten Parteien, die jedes Jahr mindestens 15 Gigawatt Wind- und Solarkraftwerke neu zubauen

wollen. 

  Jährlicher Zubau von mindestens 10 Gigawatt Wind- und Solarkraftwerke
             Einen gelben Daumen erhalten Parteien, die jedes Jahr mindestens 10 Gigawatt Wind- und Solarkraftwerke neu zubauen

wollen.

  Jährlicher Zubau von weniger als 10 Gigawatt Wind- und Solarkraftwerke oder Rückbau
             Einen roten Daumen erhalten Parteien, die jedes Jahr weniger als 10 Gigawatt Wind- und Solarkraftwerke neu zubauen

wollen oder diese rückbauen wollen.

DARSTELLUNG & BEWERTUNG DER PARTEI- 

POSITIONEN BEI NEUN KLIMATHEMEN

6. AUSBAU DER ERNEUERBAREN ENERGIEN BESCHLEUNIGEN (Bundespolitik)

Partei        Parteiposition                                                  Bewertung

Die bundesweite SPD will die deutsche Energieversorgung
bis 2050 zu hundert Prozent auf Erneuerbare Energien um-
stellen (Bundesparteitag 2019, Beschluss Nr. 6, S. 6). 

Für Onshore-Windkraft will die SPD einen verbindlichen
Ausbaupfad von 5 Gigawatt Onshore-Windkraft pro Jahr
(ebd., S. 7).

Für Offshore-Wind will sie an den Regelungen des Klima-
schutzprogramms 2030 der Bundesregierung festhalten
(ebd., S. 6).

Die Umsetzung der Pläne der SPD
würde zu einem jährlichen Zubau
von weniger als 10 GW Wind- und
Solarkraftwerke führen. Die Zustim-
mung der SPD zur Wind-Abstands-
regelung gefährdet den Ausbau der
Windkraft an Land erheblich.

  Jährlicher Zubau von
weniger als 10 Gigawatt
Wind- und Solarkraft-
werke

6.

https://www.gruene-bundestag.de/fileadmin/media/gruenebundestag_de/themen_az/energie/PDF/diw-studie-erneuerbare-energien.pdf
https://indieneuezeit.spd.de/fileadmin/pv/Dokumente/BPT2019/Beschluesse/B6_Wir_bauen_unser_Land_um_sozial__oekologisch__demokratisch__gerecht.pdf
https://www.bundesregierung.de/resource/blob/975226/1679914/e01d6bd855f09bf05cf7498e06d0a3ff/2019-10-09-klima-massnahmen-data.pdf?download=1
https://www.bundesregierung.de/resource/blob/975226/1679914/e01d6bd855f09bf05cf7498e06d0a3ff/2019-10-09-klima-massnahmen-data.pdf?download=1


Dem Klimaschutzprogramm zufolge sollen bis 2030 20 GW
Offshore-Windkraft installiert sein (Klimaschutzprogramm
2030 der Bundesregierung, S. 39). Ende 2019 waren 7,5 GW
installiert (Fraunhofer ISE). Das Ziel im Klimaschutzplan 
entspricht also einem jährlichen Zubau von 1,2 GW bzw. 
12,5 GW in elf Jahren.

Für Photovoltaik will die SPD ebenfalls an den Regelungen
des Klimaschutzprogramms 2030 der Bundesregierung fest-
halten (Bundesparteitag 2019, Beschluss Nr. 6, S. 6). Dem -
zufolge sollen 2030 98 GW Photovoltaik installiert sein
(Klimaschutzprogramm 2030 der Bundesregierung, S. 39).
Ende 2019 waren 49 GW installiert (Fraunhofer ISE). Das Ziel
im Klimaschutzplan entspricht einem jährlichen Zubau von
4,5 Gigawatt bzw. 49 GW in elf Jahren. 

Wind und Solar zusammengerechnet strebt die SPD einen
jährlichen Zubau von 10,7 GW an. Allerdings hat die SPD in
der Regierung der Einführung einer bundesweiten Abstands-
regelung von 1000 Metern von Windkraftanlagen zu Wohn-
häusern zugestimmt (Klimaschutzprogramm 2030 der
Bundesregierung, S. 38). Die genauen Details dieser Regelung
sind zwar noch offen - doch der von der SPD geforderte Aus-
bau von 5 GW Onshore-Windkraft ist damit nicht möglich. 

Die bundesweite CDU will die deutsche Stromversorgung bis
2050 zu achtzig Prozent auf Erneuerbare Energien umstel-
len (Energiekonzept 2010, Beschluss des Fachausschusses
Klima-, Umwelt- und Energiepolitik). 

Die CDU hat gemeinsam mit SPD und CSU den Klimaschutz-
plan 2030 der Bundesregierung beschlossen (Klimaschutz-
programm 2030 der Bundesregierung). Darin sind Aus -
bauziele für die Erneuerbaren Energien festgelegt. Eine
 An hebung dieser Ziele fordert die CDU nicht.

Bei der Onshore-Windkraft sollen dem Klimaschutzplan zu-
folge bis 2030 67-71 GW installiert sein (ebd., S. 39). Ende
2019 waren 53 GW installiert (Fraunhofer ISE). Das Ziel im
Klimaschutzplan  entspricht einem Zubau von 14 bis 18 GW
in elf Jahren bzw. 1,3 bis 1,6  GW pro Jahr.

Bei der Offshore-Windkraft sollen dem Klimaschutzpro-
gramm zufolge bis 2030 20 GW Offshore-Windkraft instal-
liert sein (Klimaschutzprogramm, S. 39). Ende 2019 waren
7,5 GW installiert (Fraunhofer ISE). Das Ziel im Klimaschutz-

Die CDU hat zwar in der Regierung
den im Klimaschutzplan formulierten
Zubau von rund 7 GW Wind- und So-
larkraftwerken mit beschlossen. Doch
die von der CDU gefordert Verschär-
fung der Abstandsregelung für Wind-
räder gefährdet die Erreichung dieses
Ziels. Die Umsetzung der Pläne der
CDU würden zu einem jährlichen
Zubau von deutlich weniger als 7 GW
führen.

                  Jährlicher Zubau von weni-
ger als 10 Gigawatt Wind-
und Solarkraftwerke oder
Rückbau 

Partei        Parteiposition                                                  Bewertung

Fortsetzung
SPD

https://energy-charts.de/power_inst_de.htm
https://indieneuezeit.spd.de/fileadmin/pv/Dokumente/BPT2019/Beschluesse/B6_Wir_bauen_unser_Land_um_sozial__oekologisch__demokratisch__gerecht.pdf
https://www.bundesregierung.de/resource/blob/975226/1679914/e01d6bd855f09bf05cf7498e06d0a3ff/2019-10-09-klima-massnahmen-data.pdf?download=1
https://energy-charts.de/power_inst_de.htm
https://www.bundesregierung.de/resource/blob/975226/1679914/e01d6bd855f09bf05cf7498e06d0a3ff/2019-10-09-klima-massnahmen-data.pdf?download=1
https://www.bundesregierung.de/resource/blob/975226/1679914/e01d6bd855f09bf05cf7498e06d0a3ff/2019-10-09-klima-massnahmen-data.pdf?download=1
https://www.cdu.de/system/tdf/media/dokumente/120322-BFA-Beschluss.pdf?file=1
https://www.cdu.de/system/tdf/media/dokumente/120322-BFA-Beschluss.pdf?file=1
https://www.cdu.de/system/tdf/media/dokumente/120322-BFA-Beschluss.pdf?file=1
https://www.cdu.de/system/tdf/media/dokumente/120322-BFA-Beschluss.pdf?file=1
https://energy-charts.de/power_inst_de.htm
https://www.bundesregierung.de/resource/blob/975226/1679914/e01d6bd855f09bf05cf7498e06d0a3ff/2019-10-09-klima-massnahmen-data.pdf?download=1
https://energy-charts.de/power_inst_de.htm


plan entspricht einem Zubau von 12,5 GW in 11 Jahren bzw.
1,2 GW pro Jahr. 

Bei der Photovoltaik sollen dem Klimaschutzprogramm zu-
folge bis 2030 98 GW Photovoltaik installiert sein (Klima-
schutzprogramm, S. 39). Ende 2019 waren 49 GW installiert
(Fraunhofer ISE). Das Ziel im Klimaschutzplan entspricht
einem Zubau von 49 GW in 11 Jahren bzw. 4,5 GW pro Jahr. 

Wind und Solar zusammengerechnet sollen dem Klima-
schutzplan zufolge jährlich 7 bis 7,3 GW zugebaut werden.
Die CDU hat dem zugestimmt, sie fordert keine Erhöhung
des Ausbauziels.

Allerdings setzt sich die CDU-Bundestagsfraktion für eine
Verschärfung der Abstandsregelung für Windkraftanlagen
ein, die den jetzt schon geringen Ausbau weiter erschweren
würde (Tagesspiegel, 30.1.2020). Damit wären die Ausbau-
ziele des Klimaschutzplans nicht zu erreichen.

Die bundesweiten Grünen wollen die deutsche Energiever-
sorgung zu hundert Prozent auf Erneuerbare Energien um-
stellen. 

Bis 2030 soll der Strom vollständig aus Erneuerbaren Ener-
gien stammen. Dafür müsse „die installierte Leistung von
Wind onshore in den nächsten zehn Jahren mindestens ver-
doppelt, die für offshore verfünffacht und die für PV [...] auf
250 Gigawatt (GW) angehoben werden“ (Beschluss WKF-07,
BDK November 2019, S. 8-9). Pro Jahr müssten mindestens
5-6 (ab 2025 7-8) GW onshore-Windkraft, 3 GW offshore-
Windkraft und 10-12 (ab 2025: 18-20) GW Photovoltaik zu-
gebaut werden. Wind und Solar zusammengerechnet sind
dies 18-21 GW pro Jahr bzw. 28-31 GW ab 2025.

Für die Wärmeversorgung wollen die Grünen Heizungen mit
Solarwärme und Wärmepumpen umfassend fördern. Der
Einbau neuer Ölheizungen soll sofort und der fossiler Gas-
heizungen ab 2025 verboten werden. (ebd., S. 14)

Die bundesweite Linke spricht sich für den schnelleren Aus-
bau der Erneuerbaren Energien aus. Sie fordert, dass die
deutsche Energieerzeugung bis 2040 zu hundert Prozent 
auf Erneuerbare Energien umgestellt wird (Positionspapier
Klimagerechtigkeit, S. 4). Die linke Bundestagsfraktion 
fordert in ihrem Aktionsplan Klimagerechtigkeit eine Strom-
versorgung mit hundert Prozent erneuerbaren Energien bis

Die Umsetzung der Pläne der Grünen
würde dazu führen, dass deutlich
mehr als 15 GW Wind- und Solar-
kraftwerke pro Jahr neu gebaut 
würden.

             Jährlicher Zubau von min-
destens 15 Gigawatt Wind-
und Solarkraftwerke

Die Umsetzung der Pläne der Linken
würde zu einem Zubau von mehr als
15 GW Wind- und Solarkraftwerke
führen.

Partei        Parteiposition                                                  Bewertung

Fortsetzung
CDU

https://www.bundesregierung.de/resource/blob/975226/1679914/e01d6bd855f09bf05cf7498e06d0a3ff/2019-10-09-klima-massnahmen-data.pdf?download=1
https://www.bundesregierung.de/resource/blob/975226/1679914/e01d6bd855f09bf05cf7498e06d0a3ff/2019-10-09-klima-massnahmen-data.pdf?download=1
https://energy-charts.de/power_inst_de.htm
https://www.tagesspiegel.de/wirtschaft/abstandsregelung-fuer-windraeder-union-macht-der-windkraft-eine-kampfansage/25492142.html
https://cms.gruene.de/uploads/documents/WKF-07_Beschluss_vorl__Handeln__und_zwar_jetzt_Ma%C3%9Fnahmen_f%C3%BCr_ein_klimaneutrales_Land_191121_124210.pdf
https://www.die-linke.de/fileadmin/download/themen/klima/Klimagerechtigkeit.pdf
https://www.lorenz-goesta-beutin.de/wp-content/uploads/2020/01/200128_Aktionsplan_Klimagerechtigkeit.pdf


2035. Dafür will sie einen Zubau von „bis zu 8 GW“ Wind-
kraft an Land und „10 bis 15 GW“ Photovoltaik. Für Off-
shore-Windkraft nennt sie kein eigenes Ziel. In der Summe
strebt die Linke einen Ausbau von jährlich mehr als 15 GW
Wind- und Solarkraftwerke an.

Die bundesweite FDP spricht sich für „Technologieneutrali-
tät“ und eine „marktwirtschaftlich orientierte Klimapolitik“
aus (Liberale Klimapolitik, Beschluss des FDP-Bundespartei-
tages, 26.-28.4.2019, S. 7). In diesem Sinne ist sie zwar
grundsätzlich für Erneuerbare Energien – ihr Ziel ist eine
CO2-neutrale Wirtschaft (ebd., S. 5). 

Sie hält aber die politische Förderung durch das Erneuer-
bare-Energien-Gesetz für falsch, weil das EEG kein markt-
wirtschaftliches Instrument ist.  

Die FDP setzt auf den EU-Emissionshandel als zentrales
 Instrument der Klimapolitik. Weil die nötige Verknappung
von CO2-Zertifikaten zu steigenden Preisen führen wird, will
sie zur Entlastung „das EEG und die EEG-Umlage auslaufen
 lassen“ (ebd., S. 5). Der Ausbau der Erneuerbaren Ener-
gien – oder anderer Technologien zur CO2-Einsparung –
solle allein durch den Emissionshandel angereizt werden.
Ein Ausbauziel für den Ausbau der Erneuerbaren Energien
nennt die FDP nicht.

               Jährlicher Zubau von 
             mindestens 15 Gigawatt

Wind- und Solarkraft-
werke

Die Umsetzung der Pläne der FDP
würde dazu führen, dass der Ausbau
der Erneuerbaren Energien weitge-
hend vom Preis der europäischen
CO2-Zertifikate abhängen würde. 
Ein hoher CO2-Preis würde zum
 Ausbau der Erneuerbaren Energien
führen – ein niedriger Preis zu
einem Einbruch des Ausbaus. Der
Ausbau der Erneuerbaren Energien
wäre damit auch abhängig von an-
stehenden Reformen des EU-Emis -
sionshandels, die von anderen
EU-Staaten blockiert werden kön-
nen. Die Pläne der FDP können
 deshalb nicht garantieren, dass in
Deutschland mehr als 10 Gigawatt
Wind- und Solarkraftwerke pro Jahr
zugebaut werden.    

             Jährlicher Zubau von
weniger als 10 Gigawatt
Wind- und Solarkraft-
werke oder Rückbau

Partei        Parteiposition                                                  Bewertung

Fortsetzung
Die Linke

https://www.fdp.de/sites/default/files/uploads/2019/05/06/2019-04-27-bpt-liberale-klimapolitik.pdf


Kohle ist der klimaschädlichste aller in Deutschland verwendeten Energieträger. Nur mit der Abschaltung von Kohlekraftwerken
kann die nötige schnelle Reduktion der deutschen CO2-Emissionen erreicht werden.

Anfang 2019 hat die von der Bundesregierung eingesetzte Kohlekommission Empfehlungen für einen Kohleausstieg bis 2038 
 veröffentlicht. Der von der Kohlekommission vorgeschlagene Kohleausstieg ist nicht ausreichend, um die deutschen und inter -
nationalen Klimaziele einzuhalten. Die Ziele des Pariser Klimaabkommens lassen sich nur mit einem Kohleausstieg bis 2030 
einhalten. Im Einzelnen hat die Kommission empfohlen: die Abschaltung von 3 GW Braunkohle- und 4 GW Steinkohlekapazität 
bis Ende 2022, die Abschaltung von 6 GW Braunkohle- und 7 GW Steinkohlekapazität in einem stetigen Prozess bis 2030 und die
Abschaltung der verbleibenden Kohlekraftwerke bis 2038.

Mit dem Entwurf des Kohleausstiegsgesetzes der Bundesregierung werden die Empfehlungen der Kohlekommission stark auf -
geweicht. Die Abschaltung erfolgen nicht stetig, wie von der Kommission empfohlen, sondern gehäuft 2028/29 und 2038. 
Das verursacht Mehremissionen von insgesamt 180 Millionen Tonnen CO2. Zudem soll entgegen der Empfehlung der Kohle -
kommission das neue Kohlekraftwerk Datteln IV ans Netz gehen.

               Kohleausstieg bis spätestens 2030
             Einen grünen Daumen erhalten Parteien, die den Kohleausstieg beschleunigen wollen, so dass das letzte deutsche Kohle-

kraftwerk spätestens 2030 abgeschaltet wird. 

  Kohleausstieg bis 2038 – wie von der Kohlekommission empfohlen
             Einen gelben Daumen erhalten Parteien, die einen Kohleausstieg bis 2038 wollen und dabei den von der Kohlekommission

der Bundesregierung vorgeschlagenen Ausstiegspfad umsetzen wollen. 

  Kohleausstieg bis 2038 - langsamer als von der Kohlekommission empfohlen
             Einen roten Daumen erhalten Parteien, die einen Kohleausstieg bis 2038 wollen, dabei aber einen langsameren als den von

der Kohlekommission der Bundesregierung vorgeschlagenen Ausstiegspfad umsetzen wollen.

DARSTELLUNG & BEWERTUNG DER PARTEI- 

POSITIONEN BEI NEUN KLIMATHEMEN

7. KOHLEAUSSTIEG BESCHLEUNIGEN (Bundespolitik)

7.

https://www.zeit.de/politik/deutschland/2020-01/kohleausstieg-kohlekommission-bundesregierung-kompromiss
https://www.zeit.de/politik/deutschland/2020-01/kohleausstieg-kohlekommission-bundesregierung-kompromiss
https://taz.de/Co-Vorsitzende-der-Kohlekommission/!5654331/
https://www.zeit.de/politik/deutschland/2020-01/kohleausstieg-gesetz-kai-niebert-deutscher-naturschutzring


Die bundesweite SPD hat Anfang 2019 den von der Kohle-
kommission vorgeschlagenen Kohleausstieg bis 2038 unter-
stützt, ebenso die SPD-Bundestagsfraktion. Eine Beschleu-
nigung des Kohleausstiegs fordert die SPD nicht.

Im Januar 2020 haben die Minister*innen der SPD im Kabi-
nett das Kohleausstiegsgesetz der Regierung mitgetragen,
mit dem ein langsamerer Ausstieg als von der Kohlekommis-
sion empfohlen festgeschrieben wird (Spiegel, 29.1.2020).
Acht ehemalige Mitglieder der Kohlekommission werfen der
Bundesregierung deshalb Wortbruch vor (Zeit online,
21.1.2020).

Die bundesweite CDU hat im Januar 2019 die Empfehlung der
Kohlekommission der Bundesregierung für einen Kohleaus-
stieg bis 2038 mit großer Skepsis aufgenommen (n-tv,
31.1.2019). 

Im Januar 2020 haben die Minister der CDU im Kabinett das
von Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier (CDU) vorge-
legte Kohleausstiegsgesetz mitbeschlossen. Damit wird ein
langsamerer Ausstieg als von der Kohlekommission empfoh-
len festgeschrieben (Spiegel, 29.1.2020). Acht ehemalige Mit-
glieder der Kohlekommission werfen der Bundesregierung
deshalb Wortbruch vor (Zeit online, 21.1.2020).

Die bundesweiten Grünen wollen den Kohleausstieg bis 
„spätestens 2030“. Sie wollen mit einem Kohleausstiegs -
gesetz „in den nächsten drei Jahren mindestens ein Viertel 
der Braunkohlekapazitäten und ein Drittel der Steinkohle -
kapazitäten“ abschalten. Für den Zeitraum ab 2022 wollen 
sie sich für einen verbindlichen Abschaltplan stark machen.
(Beschluss WKF-07, BDK November 2019, S. 9)

Die Linke fordert ein Sofortprogramm Kohleausstieg bis
2030: „Der Kohleausstieg muss sofort beginnen – kein Neu-
bau von Kohlekraftwerken und keine Neuerschließung von
Kohleabbau – allerspätestens 2030 muss der letzte Kohlemei-
ler vom Netz.“ 

Der Kohleausstieg bis 2030 ist auch festgehalten im Pro-
gramm zur Europawahl 2019 sowie im Antrag „Klimagerech-
tigkeit global stärken“ der Bundestagsfraktion.

Die Umsetzung der Pläne der SPD
würde dazu führen, dass die deut-
schen Kohlekraftwerke langsamer als
von der Kohlekommission empfohlen
abgeschaltet werden.

                  Kohleausstieg langsamer
als von der Kohlekommis-
sion empfohlen

Die Umsetzung der Pläne der CDU
würde dazu führen, dass die deut-
schen Kohlekraftwerke langsamer 
als von der Kohlekommission emp-
fohlen abgeschaltet werden.

                  Kohleausstieg langsamer
als von der Kohlekommis-
sion empfohlen

Die Umsetzung der Pläne der Grünen
würde dazu führen, dass spätestens
2030 das letzte deutsche Kohlekraft-
werk abgeschaltet würde.
                  
             Kohleausstieg bis 
             spätestens 2030

Die Umsetzung der Pläne der LInken
würde dazu führen, dass Deutschland
bis 2030 aus der Kohleverstromung
aussteigt.

                  Kohleausstieg bis 
             spätestens 2030

Partei        Parteiposition                                                  Bewertung

https://www.spd.de/aktuelles/detail/news/fundament-fuer-einen-erfolgreichen-weg-zum-kohleausstieg/26/01/2019/
https://www.spd.de/aktuelles/detail/news/fundament-fuer-einen-erfolgreichen-weg-zum-kohleausstieg/26/01/2019/
https://www.spdfraktion.de/themen/fundament-erfolgreichen-weg-kohleausstieg
https://www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/kohleausstieg-regierung-verpasst-historische-chance-kommentar-a-51301093-1205-4ca3-94d2-9a044b3d54d8
https://www.zeit.de/politik/deutschland/2020-01/kohleausstieg-kohlekommission-bundesregierung-kompromiss
https://www.n-tv.de/politik/Kohlekommission-sorgt-fuer-neue-GroKo-Graeben-article20837945.html
https://www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/kohleausstieg-regierung-verpasst-historische-chance-kommentar-a-51301093-1205-4ca3-94d2-9a044b3d54d8
https://www.zeit.de/politik/deutschland/2020-01/kohleausstieg-kohlekommission-bundesregierung-kompromiss
https://cms.gruene.de/uploads/documents/WKF-07_Beschluss_vorl__Handeln__und_zwar_jetzt_Ma%C3%9Fnahmen_f%C3%BCr_ein_klimaneutrales_Land_191121_124210.pdf
https://www.die-linke.de/themen/klima-energie/
https://www.die-linke.de/themen/klima-energie/
https://archiv-wahlen.die-linke.de/europawahl-2019/positionen/saubere-energie-foerdern/
https://archiv-wahlen.die-linke.de/europawahl-2019/positionen/saubere-energie-foerdern/
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/060/1906058.pdf
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/060/1906058.pdf


Die bundesweite FDP spricht sich grundsätzlich für einen
Kohleausstieg aus. Sie hält aber das politisch gesetzte Jahres-
ziel 2038 für falsch, denn der Kohleausstieg werde so zu
teuer. Parteichef Christian Lindner sagte dazu: „Langfristig
wird es den Kohleausstieg geben. Aber in den Zwischen -
etappen könnte es möglicherweise günstiger sein, Heizungen
zu sanieren und so Klimagase zu sparen“ (Lindner-Baerbock-
Doppelinterview, 17.1.2019). Die Empfehlung der Kohle -
kommission für einen Kohleausstieg bis 2038 bezeichnete 
die FDP als verfrühten Verzicht auf Kohlestrom – dessen Ende 
sei bereits durch bestehende Gesetze bis 2050 besiegelt 
(n-tv, 31.1.2019). 

Anstatt eines politisch gesetzten Kohleausstiegs will die FDP
den Preis für EU-Emissionszertifikate teurer machen. Sie setzt
sich dafür ein, dass die Menge der verfügbaren CO2-Zertifi-
kate „jährlich um 3 Prozent anstatt um 2,2 Prozent“ sinkt 
(Liberale Klimapolitik, Beschluss des FDP-Bundesparteitages,
26.-28.4.2019, S. 7). Durch einen steigenden CO2-Preis könne
die Kohleverstromung auf marktwirtschaftliche Art und Weise
reduziert und langfristig beendet werden.

Die Umsetzung der Pläne der FDP
würde dazu führen, dass der Kohle-
ausstieg von der EU abhängt. Bei
einer Verschärfung des EU-Emissions-
handels – für den sich die FDP stark
macht – könnte der Kohleausstieg
möglicherweise vor 2038 gelingen.

Bei einer Blockade durch andere EU-
Staaten könnte der Kohleausstieg
aber auch komplett misslingen. 
Die Pläne der FDP können also dazu
führen, dass der Kohleausstieg lang-
samer als von der Kohlekommission
empfohlen umgesetzt wird.   

                  Kohleausstieg langsamer
als von der Kohlekommis-
sion

Partei        Parteiposition                                                  Bewertung

https://www.fdp.de/pressemitteilung/lindnerbaerbock-doppel-interview-den-kohleausstieg-wollen-sie-doch-auch-oder
https://www.fdp.de/pressemitteilung/lindnerbaerbock-doppel-interview-den-kohleausstieg-wollen-sie-doch-auch-oder
https://www.n-tv.de/politik/Kohlekommission-sorgt-fuer-neue-GroKo-Graeben-article20837945.html
https://www.fdp.de/sites/default/files/uploads/2019/05/06/2019-04-27-bpt-liberale-klimapolitik.pdf


Der CO-Emissionen des Verkehrs stagnieren seit den 1990er Jahren auf hohem Niveau  (Umweltbundesamt, 31.3.2019). Neue
Autos mit Benzin- oder Dieselmotor bleiben für viele Jahre auf den Straßen. Daher ist es von zentraler Bedeutung, spätestens
2030 nur noch emissionsfreie Autos neu zuzulassen. Emissionsfreie Autos sind zum Beispiel mit erneuerbarem Strom oder Wasser-
stoff betriebene Elektroautos.

               Keine Neuzulassung von Autos mit Benzin- oder Dieselmotor bis 2030
             Einen grünen Daumen erhalten Parteien, die spätestens 2030 keine neuen Autos mit Benzin- oder Dieselmotor mehr zulas-

sen wollen. 

  Keine Neuzulassung von Autos mit Benzin- oder Dieselmotor bis 2040
             Einen gelben Daumen erhalten Parteien, die spätestens 2040 keine neuen Autos mit Benzin- oder Dieselmotor mehr zulas-

sen wollen.
👎
             Festhalten an Benzin- und Dieselmotoren bis nach 2040
             Einen roten Daumen erhalten Parteien, die auch nach 2040 noch neue Autos mit Benzin- oder Dieselmotor zulassen wollen

oder dies nicht ausschließen.

DARSTELLUNG & BEWERTUNG DER PARTEI- 

POSITIONEN BEI NEUN KLIMATHEMEN

8. AUTOS EMISSIONSFREI MACHEN (Bundespolitik)

8.

Partei        Parteiposition                                                  Bewertung

Die bundesweite SPD geht davon aus, „dass [...] der Ver-
brennungsmotor im Individualverkehr spätestens Mitte der
2030er nicht mehr wettbewerbsfähig sein wird.“ Sie will
den „Umbau der Automobilindustrie“ „aktiv begleite[n] und
ohne soziale Ungerechtigkeiten gestalte[n]“ (Bundespartei-
tag 2019, Beschluss Nr. 6, S. 14). 

Die SPD hat aber kein Datum beschlossen, bis wann keine
neuen Benzin- und Dieselautos mehr zugelassen werden
dürfen. 

Die Umsetzung der Pläne der SPD
würde dazu führen, dass die Auto-
konzerne bzw. Marktentwicklungen
entscheiden, bis wann keine neuen
Benzin- und Dieselautos mehr zuge-
lassen werden. Das könnte dazu
führen, dass auch nach 2040 noch
neue Autos mit Benzin- und Diesel-
motor zugelassen werden.

                  Festhalten an Benzin- und
Dieselmotoren bis nach
2040

https://www.umweltbundesamt.de/daten/verkehr/emissionen-des-verkehrs#-das-mehr-an-pkw-verkehr-hebt-den-fortschritt-auf
https://indieneuezeit.spd.de/fileadmin/pv/Dokumente/BPT2019/Beschluesse/B6_Wir_bauen_unser_Land_um_sozial__oekologisch__demokratisch__gerecht.pdf


Die bundesweite CDU will beim Antrieb von Autos die 
„E-Mobilität weiter fördern – ohne andere Antriebsarten 
zu vernachlässigen“ (Neue Wege zur Mobilität der Zukunft –
Unsere Grundsätze und Ziele, Juni 2019, S. 2). Sie möchte
„die Chancen von Wasserstoff, Autogas, Erdgas und Brenn-
stoffzelle sowie Strom erkunden“ und „ein Impulsprogramm
für neue synthetische Kraftstoffe, die CO2-arm hergestellt
werden [...]. Ab 2050 können diese synthetischen Kraft-
stoffe wettbewerbsfähig sein“ (ebd., S. 7). 

Die CDU nennt in ihrem verkehrspolitischen Grundsatzpapier
kein Jahresziel, bis wann Autos emissionsfrei werden sollen.

Die bundesweiten Grünen wollen, dass „spätestens ab 
2030 nur noch emissionsfreie Autos neu zugelassen 
werden“. Sie wollen über die Kfz-Steuer kleine, sparsame
Fahrzeuge belohnen und emissionsintensive Fahrzeuge 
teurer machen. (Beschluss WKF-07, BDK November 2019, 
S. 19)

Die bundesweite Linke fordert, dass ab 2030 nur noch PKW
mit null CO2-Emissionen zugelassen werden (Wahlprogramm
zur Bundestagwahl, S. 88). Auch die Bundestagsfraktion 
der Linken unterstützt diese Forderung (Aktionsplan Klima-
gerechtigkeit, S. 41).

Die bundesweite FDP spricht sich für „Technologieneutrali-
tät“ und eine „marktwirtschaftlich orientierte Klimapolitik“
aus (Liberale Klimapolitik, Beschluss des FDP-Bundespartei-
tages, 26.-28.4.2019, S. 7). Aus diesem Grund sind für sie
„Forderungen nach einem Verbot von Dieselmotoren oder
Verbrennungsmotoren insgesamt hinfällig“ (ebd., S. 7). 

Die FDP möchte den Verkehrssektor in den EU-Emissions-
handel aufnehmen, mit dem Ziel einer „CO2-neutralen
 Wirtschaft“ (ebd., S. 5). Weil die Einsparung von CO2 im
 Verkehrsbereich teurer als in anderen Sektoren sei, „leistet
der Verkehr seinen Beitrag zum Klimaschutz zunächst sinn-
vollerweise durch den Kauf von Zertifikaten“ (ebd., S. 5).

Die Umsetzung der Pläne der CDU
würde dazu führen, dass auch nach
2040 noch neue Autos mit Benzin-
und Dieselmotoren neu zugelassen
werden.

             Festhalten an Benzin- und
Dieselmotoren bis nach
2040

Die Umsetzung der Pläne der Grünen
würde dazu führen, dass ab 2030
keine Autos mit Benzin- oder Diesel-
motor mehr neu zugelassen würden.

                  Keine Neuzulassung von
Autos mit Benzin- oder 

             Dieselmotor bis 2030

Die Umsetzung der Pläne der Linken
würde dazu führen, dass in Deutsch-
land ab 2030 keine Neufahrzeuge mit
Benzin- oder Dieselmotor mehr zuge-
lassen werden dürfen.

                  Keine Neuzulassung von
Autos mit Benzin- oder 

             Dieselmotor bis 2030

Die FDP will Autos langfristig emissi-
onsfrei machen, indem der Verkehr in
den EU-Emissionshandel aufgenom-
men wird. Sie spricht sich gegen ein
Verbot von Benzin- und Dieselmoto-
ren bei Neuzulassungen aus. Die
 Umsetzung der Pläne der FDP würde
dazu führen, dass auch nach 2040
noch Benzin- und Dieselautos neu
 zugelassen werden – sofern ihre
 Besitzer*innen die nötigen Emissions-
zertifikate zu kaufen bereit sind.

             Festhalten an Benzin- und
Dieselmotoren bis nach 2040

Partei        Parteiposition                                                  Bewertung

https://www.cdu.de/system/tdf/media/dokumente/2019_06_24_grundsaetze_mobilitaet_der_zukunft.pdf?file=1
https://www.cdu.de/system/tdf/media/dokumente/2019_06_24_grundsaetze_mobilitaet_der_zukunft.pdf?file=1
https://cms.gruene.de/uploads/documents/WKF-07_Beschluss_vorl__Handeln__und_zwar_jetzt_Ma%C3%9Fnahmen_f%C3%BCr_ein_klimaneutrales_Land_191121_124210.pdf
https://www.die-linke.de/fileadmin/download/wahlen2017/wahlprogramm2017/die_linke_wahlprogramm_2017.pdf
https://www.lorenz-goesta-beutin.de/wp-content/uploads/2020/01/200128_Aktionsplan_Klimagerechtigkeit.pdf
https://www.lorenz-goesta-beutin.de/wp-content/uploads/2020/01/200128_Aktionsplan_Klimagerechtigkeit.pdf
https://www.fdp.de/sites/default/files/uploads/2019/05/06/2019-04-27-bpt-liberale-klimapolitik.pdf


Ein umfassender CO2-Preis für alle Sektoren gehört zu den effizientesten Klimaschutzinstrumenten. Der Ausstoß von CO2

wird damit teurer gemacht und so ein marktwirtschaftlicher Anreiz zur Emissionsreduzierung gesetzt. Die Mehrkosten können 
den Bürger*innen zurückerstattet werden.

Gegenwärtig unterliegt nur der CO2-Ausstoß im Stromsektor einem Preis durch den EU-Emissionshandel. Dieser lag zuletzt bei 
23 Euro. Für die Bereiche Wärme und Verkehr will die Große Koalition einen CO2-Preis von 25 Euro ab 2021 einführen, der 2025
auf 55 Euro steigen soll (Zeit Online, 16.12.2019). Dieses Preisniveau ist zu niedrig.

Dem Umweltbundesamt zufolge verursacht jede Tonne CO2 Schäden in Höhe von 180 Euro. Ein effektiver CO2-Preis sollte zum
 Einstieg mindestens 60 Euro betragen – ein Drittel der durch CO2 verursachten Schäden. Anschließend muss der CO2-Preis in
 regelmäßigen Schritten weiter ansteigen. 

               CO2-Preis von kurzfristig mindestens 60 Euro mit regelmäßigen Erhöhungen
             Einen grünen Daumen erhalten Parteien, die kurzfristig einen umfassenden CO2-Preis von mindestens 60 Euro pro Tonne

einführen und diesen in regelmäßigen Schritten weiter erhöhen wollen.   

  CO2-Preis von kurzfristig mindestens 30 Euro mit regelmäßigen Erhöhungen
             Einen gelben Daumen erhalten Parteien, die kurzfristig einen umfassenden CO2-Preis von mindestens 30 Euro pro Tonne

einführen und diesen in regelmäßigen Schritten weiter erhöhen wollen.

  CO2-Preis von kurzfristig weniger als 30 Euro oder keine regelmäßigen Erhöhungen
             Einen roten Daumen erhalten Parteien, die kurzfristig einen umfassenden CO2-Preis von weniger als 30 Euro wollen oder

keine regelmäßigen Schritte zur Erhöhung planen oder gar keinen umfassenden CO2-Preis einführen wollen. 

DARSTELLUNG & BEWERTUNG DER PARTEI- 

POSITIONEN BEI NEUN KLIMATHEMEN

9. WIRKSAMEN CO2-PREIS EINFÜHREN (Bundespolitik)

9.

https://www.finanzen.net/rohstoffe/co2-emissionsrechte
https://www.zeit.de/politik/2019-12/co2-preis-bund-und-laender-erzielen-durchbruch-beim-klimapaket
https://www.umweltbundesamt.de/presse/pressemitteilungen/hohe-kosten-durch-unterlassenen-umweltschutz


Die bundesweite SPD hat sich im September 2019 mit der
Union auf einen CO2-Preis von 10 Euro ab 2021 geeinigt. Bei
Verhandlungen im Bundesrat hat sie im Dezember 2019 einer
Erhöhung auf 25 Euro ab 2021 zugestimmt. Ab 2022 soll der
Preis auf 30 Euro und bis 2025 auf 55 Euro steigen. Anschlie-
ßend soll der CO2-Preis in einem Korridor von 55 bis 65 Euro
liegen. Eine weitere regelmäßige Erhöhung strebt die SPD
nicht an (Bundesparteitag 2019, Beschluss Nr. 6)

Die bundesweite CDU hat sich im September 2019 mit CSU
und SPD auf einen CO2-Preis von 10 Euro ab 2021 geeinigt.
Bei Verhandlungen mit den Grünen im Bundesrat hat sie im
Dezember 2019 nach starkem Widerstand einer Erhöhung 
auf 25 Euro ab 2021 zugestimmt. Ab 2022 soll der Preis auf
30 Euro steigen und bis 2025 auf 55 Euro. Eine weitere regel-
mäßige Erhöhung strebt die CDU nicht an.

Die bundesweiten Grünen wollen die sofortige Einführung
eines CO2-Preises von 40 Euro, der 2021 auf 60 Euro steigt
und danach jedes Jahr weiter ansteigt (Beschluss WKF-07,
BDK November 2019, S. 6). Als sozialen Ausgleich sollen alle
Bürger*innen ein jährlich steigendes Energiegeld von 100
Euro bekommen.

Die Einführung einer CO2-Bepreisung ist in der Linken stark
umstritten. Im Wahlprogramm zur Bundestagswahl 2017 
findet sich keine Positionierung dazu. Abgeordnete der Linken
äußerten sich sowohl zustimmend als auch ablehnend (taz,
7.1.2020). 

Mit ihrem Aktionsplan Klimagerechtigkeit hat die Links -
fraktion im November 2019 „Eckpunkte einer sozial ausge -
wogenen CO2-Bepreisung skizziert“ (Aktionsplan Klimagerech-
tigkeit, S. 67). Diese sehen – unter mehreren Voraussetzun-
gen – einen Mindestpreis von 30 Euro pro Tonne CO2 für den
Strombereich vor. Ein CO2-Preis für die Bereiche Verkehr und
Wärme wird abgelehnt. 

Die Umsetzung der Pläne der SPD
würde dazu führen, dass der CO2-
Preis  bis 2022 auf 30 Euro und bis
2025 auf 55 Euro steigt. Anschlie-
ßend würde der CO2-Preis zwischen
55 und 65 Eurobleiben und nicht
 regelmäßig weiter ansteigen. 

             CO2-Preis von kurzfristig
weniger als 30 Euro oder
keine regelmäßigen Erhö-
hungen

Die Umsetzung der Pläne der CDU
würde dazu führen, dass der CO2-
Preis bis 2022 auf 30 Euro und bis
2025 auf 55 Euro steigt. Anschlie-
ßend würde der CO2-Preis zwischen
55 und 65 Euro bleiben und nicht re-
gelmäßig weiter ansteigen.

             CO2-Preis von kurzfristig
weniger als 30 Euro oder
keine regelmäßigen Erhö-
hungen

Die Umsetzung der Pläne der Grünen
würde dazu führen, dass der Ausstoß
einer Tonne CO2 ab 2021 mindestens
60 Euro kosten würde. Anschließend
würde der CO2-Preis regelmäßig jähr-
lich weiter ansteigen. 

                  CO2-Preis von kurzfristig
mindestens 60 Euro

Die Umsetzung der Pläne der Linken
würde dazu führen, dass nur der CO2-
Ausstoß im Strombereich bepreist
wird. Für den CO2-Ausstoß in den
 Bereichen Wärme und Verkehr würde
kein Preis eingeführt.

                  CO2-Preis von kurzfristig we-
niger als 30 Euro oder keine
regelmäßigen Erhöhungen

Partei        Parteiposition                                                  Bewertung

https://www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/klimapaket-bund-und-laender-erzielen-einigung-a-1301430.html
https://indieneuezeit.spd.de/fileadmin/pv/Dokumente/BPT2019/Beschluesse/B6_Wir_bauen_unser_Land_um_sozial__oekologisch__demokratisch__gerecht.pdf
https://www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/klimapaket-bund-und-laender-erzielen-einigung-a-1301430.html
https://cms.gruene.de/uploads/documents/WKF-07_Beschluss_vorl__Handeln__und_zwar_jetzt_Ma%C3%9Fnahmen_f%C3%BCr_ein_klimaneutrales_Land_191121_124210.pdf
https://www.die-linke.de/fileadmin/download/wahlen2017/wahlprogramm2017/die_linke_wahlprogramm_2017.pdf
https://taz.de/Streit-vor-der-Fraktionsklausur/!5650474/
https://www.lorenz-goesta-beutin.de/wp-content/uploads/2020/01/200128_Aktionsplan_Klimagerechtigkeit.pdf
https://www.lorenz-goesta-beutin.de/wp-content/uploads/2020/01/200128_Aktionsplan_Klimagerechtigkeit.pdf


Die bundesweite FDP setzt beim Klimaschutz auf den „Emissi-
onshandel als zentrales Leitinstrument in der Klimapolitik“
(Liberale Klimapolitik, Beschluss des FDP-Bundesparteitages,
26.-28.4.2019, S. 4). Der Handel mit Emissionszertifikaten sei
das einzige umweltpolitische Instrument das „gleichzeitig
wirtschaftlich und ökologisch effizient“ sei (ebd., S. 4). 

Ziel der FDP ist ein EU-weiter Emissionshandel für alle Sekto-
ren, d.h. Strom, Wärme, Verkehr, Land- und Forstwirtschaft
(ebd., S. 5). Die Menge der verfügbaren Emissionszertifikate
sei „gemäß der Pariser Klimaschutzverpflichtungen hin zu
einer CO2-neutralen Wirtschaft kontinuierlich, konsequent
und vorhersehbar zu verringern“ (ebd., S. 5). Die FPD möchte
eine „mutige Reduktionsquote von jährlich drei Prozent an-
statt 2,2 Prozent“ (ebd., S. 4) sowie die Erhöhung der Markt-
stabilitätsreserve. Dies werde absehbar zu steigenden Preisen
führen. Der Emissionshandel solle aufkommensneutral gestal-
tet werden – durch „Rückzahlung eines jährlich zu berechnen-
den pauschalen Betrags an jeden Bürger“ (ebd., S. 5).

Vorrang hat für die FDP die Ausweitung des EU-Emissions-
handels auf alle Sektoren. Dieses Vorhaben solle in der lau -
fenden Legislaturperiode des Europäischen Parlaments
Priorität haben. Wenn sich diese Ausweitung verzögere, 
solle „Deutschland in einem ersten Schritt eine Ausweitung
auf alle Sektoren umsetzen“ (ebd., S. 5).    

Die Umsetzung der Pläne der FDP
würde dazu führen, dass der EU-
Emissionshandel  kurzfristig auf alle
Sektoren ausgeweitet wird. Durch 
die Reduktion der Zertifikate um jähr-
lich drei Prozent würde der Preis mit
sehr hoher Wahrscheinlichkeit über
30 Euro steigen.

Sofern die EU den Emissionshandel
nicht ausweitet, würde nach den
 Plänen der FDP ein entsprechender
CO2-Emissionshandel auf Bundes-
ebene einführt. 

             CO2-Preis von kurzfristig
mindestens 30 Euro

Partei        Parteiposition                                                  Bewertung

https://www.fdp.de/sites/default/files/uploads/2019/05/06/2019-04-27-bpt-liberale-klimapolitik.pdf


Die Wahlprogramme

der Parteien

Campact ist eine Bürgerbewegung mit der über zwei
Millionen Menschen für progressive Politik streiten.
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Zukunftsstadt Hamburg: 
Lebenswert, wirtschaftsstark und klimafreundlich für alle 

Unser Hamburg. Wir wachsen zusammen.

Hamburg hat eine Wahl. 
Grünes Zukunftsprogramm für unsere Stadt. 

Wem gehört die Stadt? 
Das solidarische Hamburg von morgen erkämpfen!

Programm der Hamburger Freien Demokraten 
zur Wahl der Bürgerschaft am 23. Februar 2020

https://www.spd-hamburg.de/fileadmin-hamburg/user_upload/EntwurfRegierungsprogramm2020.pdf
http://zusammenwachsendestadt.de/wp-content/uploads/2019/11/CDU-Hamburg_Bu%CC%88rgerschaftswahlprogramm-2020_web-21-11-19.pdf
https://www.gruene-hamburg.de/wp-content/uploads/2019/11/Zukunftsprogramm_GRUENE_2020.pdf
https://www.die-linke-hamburg.de/fileadmin/lv/lpt/06_04/Beschluesse/Beschluss_BuewaProgramm_191019.pdf
https://www.fdphamburg.de/wp-content/uploads/20191210_Bu%CC%88rgerschaftswahlprogramm_2020.pdf



